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EDITORIAL
Nur wenige Wochen nach der Einigung auf ein neues Regie-

rungsprogramm haben die Minister Kurz und Sobotka wohl 

auch die letzten Zweifel darüber ausgeräumt, ob sie an einer 

harmonischen Regierungsarbeit interessiert sind. Sie sind es 

nicht und sie werden auch in den nächsten Monaten weiter 

nur über Terror, Kopftücher und das »Ausländerthema« spre-

chen. Das als strategische Meisterleistung angepriesene »Ent-

gegenkommen« des Kanzlers in diesen Fragen, um die Sicher-

heitsfl anke zu schließen, erweist sich einmal mehr als ziemlich 

wirkungslos. An der Eskalationsschraube kann und wird wei-

tergeschraubt werden. Diese Flanke kann nicht »geschlos-

sen« werden, sie kann nur durch die Eröff nung neuer Fron-

ten entlastet werden. Der Kampf gegen die Arbeitslosigkeit, 

die Höhe der Einkommen und die Lebensrealitäten arbeiten-

der Menschen sind solche Themen, die wir dringend in den 

Vordergrund rücken sollten und auch mit wichtigen Forde-

rungen im Plan A in den Vordergrund gerückt wurden. Wenn 

diese wichtige Themen, etwa in Form des Beschäftigungs-

bonus, allerdings jetzt auch von der spö in gezielter Zusam-

menarbeit mit dem Boulevard in den Kontext der »Ausländer-

frage« gestellt werden, lässt das den interessierten politischen 

Beobachter ein wenig ratlos zurück. 

Für diese Ausgabe haben uns zwei kritische Diskussions-

beiträge zum neuen Regierungsübereinkommen erreicht, die 

am Beginn dieser Ausgabe stehen. Seitens der Redaktion be-

mühen wir uns für zukunft 03/2017 diese Diskussion aus 

verschiedenen Blickwinkeln fortzusetzen und auch die mit 

dem Plan A und dem Regierungsübereinkommen verfolgte 

politische Perspektive ins Heft zu rücken.

Am Beginn dieses Heftes argumentiert Julia Herr, wa-

rum aus ihrer Sicht Neuwahlen dem nun abgeschlossenen 

Regierungsprogramm vorzuziehen gewesen wären.

Der Diplomat Thomas Nowotny knüpft an die Debatte 

zwischen Eva Maltschnig und Parteichef Kern in der Tages-

zeitung Der Standard an und führt aus, in welchen Punkten 

des Regierungsprogramms aus seiner Sicht die Grenzen des 

zulässigen Kompromisses zu Lasten sozialdemokratischer 

Grundwerte überschritten werden. 

In dieser Ausgabe dokumentieren wir aber auch den Vor-

schlag der drei Vorsitzenden der Sozialdemokratischen Par-

teien und der Gewerkschaftsverbände Österreichs, Deutsch-

lands und Schwedens für einen europäischen Sozialpakt.

Passend dazu erläutert Georg Feigl die Ausgangsbedin-

gungen für die im März durch ein Weißbuch der eu-Kom-

mission startende Debatte über eine Reform der Wirt-

schafts- und Währungsunion. 

Caspar Einem analysiert die Voraussetzungen und kon-

kreten Maßnahmen, um dem durch technologischen Wan-

del drohendem Beschäftigungsabbau entgegenzuwirken

Die Ausgangslage zur französischen Präsidentschafts-

wahl und die aus Sicht des Autors etwas verfrühte Euphorie 

über das politische Projekt von Emmanuel Macron unter-

sucht Ludwig Dvořák in seinem Beitrag.

Matthias Specht-Prebanda erläutert in seinem Bei-

trag welche aktuellen Erklärungsgehalt die Arbeiten Erich 

Fromms für die politische Arbeit haben. 

Und schließlich runden die Buchtipps diese Ausgabe ab.

Wir wünschen gute Unterhaltung beim Lesen und 

Schauen!! 

LUDWIG DVOŘÁK

Gf. Chefredakteur
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lan A ist kein Programm für die Linken, hat Hans 

Bürger in der orf-Pressestunde festgestellt. Das zu 

betonen ist in den letzten Wochen Bundeskanz-

ler Kern v. a. in der Kronen Zeitung offenbar ein 

Herzensanliegen. Dahinter steht nach den in Hintergrundge-

sprächen getätigten Aussagen des spö-Bundesgeschäftsführers 

Georg Niedermühlbichler die von Spin Doctors gewonnene 

Erkenntnis, der Kanzler müsse politisch in die Mitte gerückt 

werden. Die Betonung dieses Anliegens ist dafür aber gar 

nicht notwendig, ein Blick ins Programm genügt. 

DER PLAN A – SOZIALDEMOKRATISCHE 

LEERSTELLEN…

Wer sich eine Vision für die Zukunft erwartet hat, wer wis-

sen will, wohin das Schiff Sozialdemokratie, das derzeit in so 

unterschiedlichen Gewässern dümpelt, steuert, gewinnt durch 

den Plan A wenig Orientierung. Für mich enthielt der viel-

diskutierte faz-Artikel, in dem Kern mit der Sparpolitik der 

eu abrechnet, mehr Weitblick als der 150-seitige Plan A. 

Christian Kern ist mit starken Ansagen angetreten. Weni-

ger Kompromisse, mehr Grundsätze. Die Leute haben den Po-

litiksprech und das politische System satt. Er zeigte sich offen 

für demokratischere Strukturen in unserer Partei, wie beispiels-

weise Urabstimmungen. Ein Ende der, viele Länder strangulie-

renden und soziales Leid hervorrufenden, Sparpolitik in Eu-

ropa – ja, das ist es, was wir endlich brauchen. So weit, so gut.

 

Die Präsentation des Plan A in Wels entsprach nicht mehr 

den Ansagen, die Christian Kern vor allem in den ersten Ta-

gen seiner Kanzlerschaft verkündet hatte. Inhaltlich inexistent 

war darin die größte Krise des Kapitalismus seit der Großen 

Depression oder die Verteilungsfrage in unserem Land. Seit 

Jahren klafft die Schere der Vermögensverteilung auseinan-

der. Wie wollen wir vor den Herausforderungen der digitali-

sierten Zukunft, den Sozialstaat nicht erhalten, sondern aus-

bauen? Bei Kerns Vorschlag zur Wertschöpfungsabgabe wurde 

im Papier leider zurückgerudert. Darüber hinaus hat die For-

derung nach Arbeitszeitflexibilisierung scheinbar die der Ar-

beitszeitverkürzung abgelöst. Und ganz ohne die Beteiligung 

der zuständigen Gremien tauchten plötzlich im Widerspruch 

zu bestehenden Beschlusslagen stehende Forderungen nach 

12-Stunden- Tag, für ein Mehrheitswahlrecht oder für eine 

Obergrenze auf.

… UND PRAGMATISCH-TAKTISCHE ERFOLGE

Auch wenn es viele gute Gründe gibt, inhaltliche Defizite im 

Plan A kritisch zu beleuchten, ist nicht zu bestreiten, dass der 

Plan A ganz klar ein taktischer Erfolg gewesen ist. Bundes-

kanzler und spö-Vorsitzender Christian Kern präsentierte ihn 

in gewohnter Manier: smart und professionell. Das Ganze war 

taktisch klug, um Themen in den Mittelpunkt zu rücken und 

sich als »Macher« zu präsentieren. Kern positionierte sich als 

jemand, der anpackt, der nicht nur reden will, sondern auch 

konkrete, umsetzbare Pläne vorlegen kann. Für eine durch 

reine Symbolpolitik, die bloß auf Schlagzeilen schielt, ge-

plagte Politik-Seele, wie die meine, sind konkrete inhaltliche 

Vorschläge ja schon Balsam, selbst wenn ich sie nicht vollstän-

dig teile. Es war eine angenehme und dringend notwendi-

ge Abwechslung zur verflachten »Das Kopftuch ist schuld an 

all unseren Problemen«-Politik und es zeigte, wie erfolgreich 

die von den, in den letzten Wochen öffentlich angefeindeten 
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Plan Ähh?
War schon der Plan A nach Julia Herrs Einschätzung mehr ein Kompromiss-, denn ein sozialdemokratisches Forderungs-

papier, erlaubte Bundeskanzler Kern der ÖVP im neuen Arbeitsprogramm der Bundesregierung ein großzügiges Rosinenpi-

cken. Dahinter steht nach den Aussagen des SPÖ-Bundesgeschäftsführers das Ziel, den Kanzler in der öffentlichen Wahr-

nehmung mehr in die Mitte zu rücken und sich von seinem ursprünglichen CETA-kritischen Kurs distanzieren. Eine baldige 

Neujustierung dieser Strategie scheint unerlässlich, möchte Kern seine eigene Position nicht untergraben und den von ihm 

begonnen Aufbruch fortsetzen. 
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»Linken«, immer geforderte Strategie ist: Wenn die spö über 

eigene Themen spricht – Mindestlohn, Vollbeschäftigung und 

soziale Gerechtigkeit – tritt die Symbolpolitik der Sobotkas, 

der Kurz‘ und Straches in den Hintergrund.

WIE GEWONNEN, SO ZERRONNEN

Inhaltlich ergab der Plan A ein differenziertes Bild. Sehr vieles 

ist sehr gut geworden – etwa das Kapitel zur Pflege, die Auf-

wertung der Lehre, das Ziel der 200.000 neuen Arbeitsplätze 

und vor allem die Jobgarantie für Arbeitslose über 50. Dass 

dafür die Frage der Umverteilung weitestgehend ausgeblendet 

geblieben ist, plötzlich ein 12-Stunden-Tag als Forderung auf-

getaucht ist u. a. konnte man bei positiver Lesart als Angebot 

verstehen: So sieht ein Kompromiss für ein Regierungspro-

gramm aus, mit dem wir als spö in einer Koalitionsregierung 

leben können.

Aber dabei blieb es nicht. Mit einem Ultimatum an die 

övp leitete Kanzler Kern regierungsinterne Gespräche ein, die 

nach allgemeiner Einschätzung angesichts der Halsstarrigkeit 

der övp zu einem Bruch der Koalition und Neuwahlen führen 

müssten. Doch es kam anders: Die övp durfte sich überwie-

gend an den unternehmerfreundlichen Elementen des Plan A 

bedienen, ihre Symbolpolitik in puncto Kopftuch und Burka 

fortsetzen und ein Sicherheitspaket durchdrücken, das selbst 

den bekannt vorsichtigen Präsidenten des vfgh mit mahnen-

den Worten auf den Plan treten ließ. Der Plan A hatte – bei 

allen Defiziten – als Instrument begonnen, um endlich über 

Beschäftigung und soziale Gerechtigkeit, statt über Kopftuch, 

Burka, Überwachung und Obergrenzen zu sprechen. Und in-

nerhalb einer Woche hat man sich das selbst kaputt gemacht. 

Konnte man, auch wenn man sie nicht teilte, die po-

litische Rationalität des Plan A nachvollziehen, mutet es 

tragikomisch an, wenn man nun das unbefriedigende Ver-

handlungsergebnis mit der övp als höhere Strategie verkau-

fen und in einem Aufwaschen die Gewerkschaft zum Klotz 

am Bein erklären will. Und angesichts von beeindrucken-

den 560.000 Unterschriften für ein von einer Handvoll so-

zialdemokratischen Kommunalpolitikern getragenes ttip-ce-

ta-Tisa-Volksbegehren die ceta-kritische Positionierung im 

Herbst als bedauerliche Linksverirrung abzutun, erscheint 

kaum besser.  

GUTE PRAXIS BRAUCHT GRUNDLAGEN

An dieser Stelle will ich Bruno Kreisky zitieren: »Nichts ist für 

eine erfolgreiche Praxis so nützlich wie eine gute Theorie«. 

Man darf nie unterschätzen wie wichtig eine politische Story, 

ein Narrativ, das uns leitet, und vor allem das Wissen, wie die 

bessere Welt für die wir kämpfen, eigentlich ausschauen wird, 

ist. Und selten ist das so greifbar geworden wie in den gründ-

lich misslungenen Verhandlungen mit der övp. 

Ja, auch kleine Unternehmer, vor allem Ein-Personen-

Unternehmer, sind eine wichtige Zielgruppe der spö. Das ist 

keine so rasend neue Erkenntnis, wie jetzt getan wird. Das 

wurde, für mich nachvollziehbar, erstmals vor 90 Jahren im 

Linzer Programm der sdap formuliert und findet sich seither 

in der einen oder anderen Form in jedem Parteiprogramm 

der spö. Es ist gut, dieses Bekenntnis mit konkreter Politik zu 

unterfüttern; wie z. B. mit der Forderung nach der Abschaf-

fung des Selbstbehalts in der sva. Aber muss man jetzt da-

mit beginnen, alles nachzuplappern, was övp und Wirtschafts-

kammer seit Jahren am Sozialstaat schlechtzureden versuchen? 

Muss man wirklich so tun, als müsste jeder Arbeitnehmer bei 

seinem Arbeitgeber persönlich Dank abstatten, weil man ihm 

gnädigerweise Arbeit gibt?  

Ja, Investitionen sind wichtig und es ist höchste Zeit für Plä-

ne, die öffentlichen und privaten Investitionen auszuweiten. 

Aber soll man wirklich den gemeinnützigen Wohnbau dafür 

verwenden, Bilanzen großer Finanzkonzerne zu schönen? Ist es 

wirklich so, dass »jeder der Arbeit schafft, ein Partner ist«, wäh-

rend die Gewerkschaften plötzlich ein Klotz am Bein werden? 

Investitionen sind eine Seite der Medaille, die zweite Sei-

te der Medaille ist die Umverteilung. Die wachsende Un-

gleichheit ist eines der Haupthindernisse für mehr Investiti-

onen. Ohne an der allgemeinen Macht- und Verteilungsfrage 

in einer Gesellschaft zu rütteln, fehlt es mangels Nachfrage an 

den erforderlichen Anreizen für private Investitionen, ohne 

Vermögenssteuern im klassischen Sinne fehlen die budgetären 

Mittel für öffentliche Investitionen.

Wir brauchen einen Bruch, keine Restauration des Neoli-

beralismus. Diese Politik erweist sich nämlich nicht nur als so-

ziale Katastrophe, seit acht Jahren ist sie das Gift, das Wachstum 

und Beschäftigung verhindert und die (Jugend-)Arbeitslosig-

keit explodieren lässt. Wenn Rosa Luxemburg meinte »Zu sa-

gen was ist, bleibt die revolutionärste Tat«, dann ist es an der 

Zeit, revolutionär zu handeln: Die europäischen Eliten füh-

ren das gemeinsame Projekt an den Abgrund. Kompromisse, 

um die Große Koalition zu retten, schütten diesen Abgrund 

nicht zu. 
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DEMOKRATIE!

Will die Sozialdemokratie im 21. Jahrhundert eine führende 

Rolle spielen, muss sie eine Mitmachpartei werden, die an den 

Lebensrealitäten der Menschen andockt, die politische Orga-

nisierung vor Ort vorantreibt und Mitgestaltungsmöglichkei-

ten bietet. Dass nun auf Homepage und Papier von Plan A 

die Einbindung von Personen forciert werden soll, ist definitiv 

ein Fortschritt und zeigt eine professionelle Umsetzung. Und 

doch bleibt die inhaltliche Erarbeitung des Plan A – und mehr 

noch das Zustandekommen des neuen Regierungsprogramms 

–  nach der Ignorierung der ceta-Mitgliederbefragung das 

zweite demokratiepolitische Foul Christian Kerns. Ich kann 

in diesem Kontext nur Albrecht K. Konečný zustimmen, der 

sagte: »Mitgliedschaft in der spö, aber auch die Bereitschaft, 

sich – ohne Mitgliedschaft – für sie zu engagieren, kann nicht 

dasselbe sein, wie das aufmunternde Zurufen von den Rän-

gen eines Fußball-Stadions. Es geht um Mitentscheidung!«

NEUE ORIENTIERUNG IST NOTWENDIG

Das mit der övp geschlossene Arbeitsprogramm und die be-

gleitende Kommunikationspolitik haben die Versuche, der 

Sozialdemokratie neue Orientierung zu geben, in meinen 

Augen zurückgeworfen, aber nicht zunichte gemacht. Die 

Diskussion um Plan A hat gezeigt, dass ein ausgeklügeltes 

Programm mit einigen sozialdemokratischen Evergreens und 

ein paar originellen Vorschlägen sehr rasch die Themenfüh-

rerschaft bringt. Dass die in wochenlanger Vorbereitungsar-

beit mühevoll aufgebaute Themenführerschaft innerhalb einer 

Woche auch wieder schnell dahin ist, beweist aber auch, dass 

es wichtig ist, Grundsätze und Perspektiven festzulegen, bevor 

man praktische Ableitungen trifft und nicht umgekehrt, pro-

grammatische Festlegungen nach tagesaktuellen Opportuni-

tätserwägungen zu treffen.

Christian Kern hat in der Sozialdemokratie Hoffnungen 

geweckt, nicht weil er als »links« galt, sondern weil man ihm 

zutraut, der Sozialdemokratie nachhaltig wieder sozialdemo-

kratische Orientierung zu geben. Die Einbeziehung von epus 

ist inhaltlich und politisch richtig. Aber für ein Festhalten an 

den alten politischen und wirtschaftlichen Eliten (Stichwort 

ceta), Versöhnlichkeit mit einer den Rechtspopulismus be-

fördernden Symbolpolitik in Sicherheits- und Asylfragen, ein 

gelegentliches Austeilen gegen eine imaginierte Linke und das 

Erheben leerer Drohgebärden gegen Brüssel (Stichwort Ar-

beitnehmerfreizügigkeit), diese Rolle steht anderen besser zu 

Gesicht und nehmen andere authentischer wahr als Christian 

Kern es jemals könnte.

Der Sobotka-Kurz-Flügel, das haben die letzten Wochen 

eindrucksvoll bewiesen, werden die Regierungsarbeit weiter 

torpedieren und den inhaltlichen Schulterschluss mit der fpö 

suchen. Um dieser Zermürbungstaktik der övp-Heckenschüt-

zen etwas entgegenzusetzen, muss die Sozialdemokratie eige-

ne Visionen entwickeln. Dass sie pragmatisch und kompro-

missbereit ist, hat sie mehr als genügend unter Beweis gestellt. 

Jetzt muss sie wieder beginnen, die gerade eben ver-

schenkte Themenführerschaft wieder zu gewinnen. Die De-

batte um das Grundsatzprogramm könnte dafür eine gute Ge-

legenheit sein. Es bleibt zu hoffen, dass wenigstens darüber 

nicht um des Koalitionsfriedens willen mit der övp verhan-

delt wird. Denn auch auf große Fragezeichen lassen sich Ruf-

zeichen finden. Wie Bernie Sanders es so schön gesagt hat: 

»When we stand together and not let people divide us … not 

be divided by black and white, by native- born and by immi-

grants, by gay or straight, by men or female … when we stand 

together and not let little things divide us up, there is nothing 

we cannot accomplish.«

IN THE END

Bevor der Plan A seinen Namen verpasst bekommen hat, hieß 

er »New Deal« und es wurde schon oft auf das große Vor-

bild von Franklin D. Roosevelt verwiesen. Der New Deal von 

Franklin D. Roosevelt ist nicht vom Himmel gefallen, son-

dern wurde über fünf Jahre hinweg geformt und dabei durch 

die Jahre von wechselnden Schwerpunkten geprägt worden. 

Verschiedene AkteurInnen brachten verschiedene Punkte ein 

und der New Deal der usa der 30er-Jahre war phasenweise 

progressiver, phasenweise konservativer. SozialdemokratInnen 

können und dürfen nicht darauf vertrauen, das die großen 

Männer die Geschichte für sie machen. Welche Konturen 

konkrete Politik annimmt, hängt davon ab, wie gesellschaft-

liche Auseinandersetzungen verlaufen und wer sich in die 

Politik einmischt. Vor wenigen Tagen hat der französische 

Erfolgsautor Didier Eribon darauf hingewiesen, dass das Pro-

jekt der Rückeroberung der ArbeiterInnenklasse für die po-

litische Linke eine klare Akzentuierung klassenkämpferischer 

Politik erfordert. Es wird auch an uns selbst liegen, Diskussi-

onen rund um die gewünschten Forderungen zu starten, die 

wir auch tatsächlich umgesetzt sehen wollen und es wird an 

uns liegen Kritik zu äußern und Druck zu machen, wenn die 

Umsetzung ausbleibt oder in die falsche Richtung geht.

JULIA HERR

ist Vorsitzende der Sozialistischen Jugend Österreich.
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Bundeskanzler Fred Sinowatz 

als talentierter Zauberer 
© Michael Horowitz





Diese Ausstellung im Museum Judenplatz bietet einen 

Einblick in die Porträtfotografie von Michael Horowitz. 

Der 1950 in Wien geborene Fotograf, Journalist und 

Autor – er verfasste u.a. Biographien über Heimito von 

Doderer, Egon Erwin Kisch, Karl Kraus sowie Helmut 

Qualtinger und H.C. Artmann – ist geprägt durch die 

Geschichte seines Vaters, eines bekannte Theaterfo-

tografen. Die Familie stammte aus Galizien, kam in den 

1920er Jahren zu Verwandten nach Wien, die hier eine 

Textilfirma betrieben und überlebte in Shanghai und 

Frankreich den 2. Weltkrieg. Michael Horowitz begann 

mit 16 zu fotografieren und hat später durch seinen 

Beruf als Journalist und Chefredakteur der »Freizeit« 

unzählige der wesentlichen Protagonisten getroffen,  

sei es aus Politik, Wissenschaft, Kunst oder Kultur.  

Und: er hat sie alle fotografiert. Seine Art von Foto gra -

fie ist dokumentierte Zeitgeschichte.

bis 28. Mai 2017

Jüdisches Museum Wien

Museum Judenplatz 

www.jmw.at

Helmut Qualtinger als Pilot 
© Michael Horowitz
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er in Wels vorgestellte Plan A des Bundeskanzlers 

und sozialdemokratischen Parteivorsitzenden lis-

tet Vorschläge, welche im verbleibenden Rest der 

Legislaturperiode gemeinsam mit der övp hätten 

durchgesetzt werden können. Sorgfältig vermieden wurden 

daher Forderungen, welche die övp schon bisher immer wie-

der abgelehnt hatte und die daher auch diesmal kaum von 

ihr akzeptiert worden wären. Dabei hat man selbst auf Pro-

grammpunkte verzichtet, die für die Sozialdemokratie deshalb 

wesentliche sind, weil sie die weltanschauliche Grundlage und 

ideologische Identität bestimmen. 

WESENTLICHE FORDERUNGEN

Zu solchen für die Sozialdemokratie wesentlichen Forde-

rungen zählt jene nach einer Umverteilung von Einkommen 

und Vermögen, etwa durch wirksame Steuern auf Vermögen, 

Besitz, Erbschaften und Spekulationsgewinn; oder die Forde-

rung nach einer Gesamtschule für die 10- bis 14-Jährigen. 

In diesem Plan A des Parteivorsitzenden blieb das uner-

wähnt. Es ging dort vor allem um Wirtschaftliches und dabei 

vordringlich um die Steigerung der wirtschaftlichen Dyna-

mik. Damit hat der Parteivorsitzende den Anspruch auf wirt-

schaftliche Kompetenz unterstrichen. Nach so langer Zeit so-

zialdemokratischer wirtschaftspolitischer Abstinenz war dies 

nicht bloß taktisch sinnvoll. Angesichts der durch die lang-

jährige Wirtschaftskrise geschaffenen Schwierigkeiten war 

das für die Erhaltung der politischen Legitimität der Partei 

unerlässlich. 

Gerade diese Ausrichtung auf die Wirtschaft und deren 

konkrete Bedürfnisse hätte es der övp erleichtern sollen, die-

sen Plan A als Verhandlungsgrundlage zu akzeptieren und ihn 

durch den einen oder anderen ihr wesentlichen Punkt anzu-

reichern, also durch Programmpunkte, die den moderat-kon-

servativen Vorstellung einer christlich-sozialen Partei entspro-

chen hätten. 

Dazu ist es nicht gekommen. Schwierige Verhandlungen 

mündeten schließlich in ein Koalitions-Programm für Öster-
reich. Es wurde nicht nur von der Regierung, sondern dann 

auch von den Parteigremien abgesegnet. Das Programm ent-

hält viel Positives und verspricht vor allem eine Dynamisie-

rung der Wirtschaft und die Schaffung neuer Arbeitsplätze. 

Das Problematische an diesem Programm ist jedoch sei-

ne politische Unausgewogenheit. Während die spö im Plan A, 

um der Koalition willen selbst auf ihr wesentliche, ja für sie 

einst unabdingbare Forderungen verzichtet und sich ideolo-

gisch zurückgenommen hatte, hat sich der Koalitionspartner 

övp im Programm für Österreich mit einigen seiner extremeren 

ideologisch-programmatischen Vorstellungen durchgesetzt. 

Die Koalition zwischen spö und övp ist keine Liebesheirat. 

Die beiden Parteien trennen nicht nur die unterschiedlichen 

Interessen ihrer Wähler, sondern auch tiefe ideologische Ge-

gensätze und schließlich eine in der langen Partnerschaft auf-

gestaute gegenseitige Frustration. 

Dieser nicht zu beseitigenden Gegnerschaft sind dennoch 

Grenzen gesetzt. Keine der beiden Parteien sollte von der an-

deren die Preisgabe von ideologisch-programmatischen Kern-

zielen – sozusagen die Preisgabe ihrer Seele, und damit deren 

Selbstaufgabe – fordern. Die spö verlangt dementsprechend 

von der övp auch nicht das Ende aller Förderungen der Land-
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wirtschaft oder die Kündigung des Konkordates mit der ka-

tholischen Kirche. Die övp hingegen zögert nicht, sich über 

ähnliche Kernanliegen der spö hinwegzusetzen. Das Koaliti-

onspapier Für Österreich enthält daher Programmpunkte, die 

mit sozialdemokratischen Grundwerten schlicht und einfach 

unvereinbar sind.

 
EINIGE BEISPIELE 

1. Steuerprivilegien 

An prominenter und ziemlich vorderster Stelle findet sich im 

Programm für Österreich die Forderung nach einer gerechteren 

Besteuerung von Gewinnen internationaler Konzerne. Man 

will sich dazu verstärkt in einschlägige, schon laufende euro-

päische und internationale Aktionen einbringen. Als eine spe-

zifisch österreichische Maßnahme wird aber darüber hinaus 

lediglich vorgeschlagen, dass die österreichische Werbeabgabe 

auch auf Werbung im Online-Bereich eingehoben wird. 

Man könnte diesen mangelnden Ehrgeiz damit entschul-

digen, dass in der kurzen der Koalition noch verbleibenden 

Zeit von nur eineinhalb Jahren ein Mehr eben nicht mög-

lich wäre1. Das ist aber deshalb nicht zulässig, weil es wei-

ter hinten im Programm Für Österreich unter Punkt 5.4 sehr 

wohl einen die Steuerflucht und Steuervermeidung betreffen-

den Programmpunkt gibt. Nur zielt dieser eben nicht auf die 

Verhinderung, sondern auf die Förderung von Steuerflucht. 

Dieser, offenbar vom Finanzminister eingebrachten Forde-

rung gemäß, soll Österreich als Standort für internationale Fa-

milienstiftungen dadurch attraktiv gemacht werden, dass man 

diese Stiftungen in Österreich von solchen Verpflichtungen 

zum Gemeinnutz entlastet, welche sie in anderen Staaten sehr 

wohl zu tragen haben; und indem man den Berechtigten die 

Entnahme von Gewinnen erleichtert. Österreich soll damit 

als Zufluchtsort für steuerscheues, in Stiftungen geparktes Fi-

nanzkapital beworben werden. 

Nicht nur wird der Sozialdemokratie also zugemutet, auf 

jede Besteuerung von Vermögen zu verzichten. Es wird ihr viel-

mehr zugemutet, die Ausweitung der einschlägigen Steuerpri-

vilegien zu dulden und sogar hinzunehmen, dass Österreich zum 

Zufluchtsort von Steuerflüchtlingen aus anderen Ländern wird. 

2. Sozialisierung von Verlusten statt 

»unternehmerischem Staat«

Schon der Plan A dokumentiert das Interesse der Sozialdemo-

kratie an einer dynamischen, florierenden Wirtschaft; an ver-

stärktem Konsum, aber vor allem auch an erhöhten Investiti-

onen. Auch für Sozialdemokraten geht es da vordringlich um 

die Förderung von Jungunternehmen, vor allem von solchen 

im innovativen Bereich. Die dazu von der Bundesregierung 

vorgesehenen Maßnahmen werden im Abschnitt 1.23 des 

Plan für Österreich aufgezählt. Darunter sind allerdings auch 

solche Maßnahmen, durch welche Gewinne privatisiert, und 

Verluste sozialisiert werden. Sozialdemokraten hätten solchen 

Maßnahmen daher nie zustimmen dürfen. 

Den Vorschlägen im Abschnitt 1.23 gemäß soll die Wirt-

schaft unter anderem durch den verstärkten Einsatz von Ri-

sikokapital in Schwung gebracht werden. Dieser Gedanke ist 

keineswegs neu. Gebetsmühlenartig wird er ja seit langem und 

vor allem von jenen wiederholt, die sich wirtschaftspolitisch 

an den Vereinigten Staaten orientieren. So findet sich eine 

entsprechende Forderung schon im einstigen Lissabon-Pro-

gramm der eu aus dem Jahre 2000. Mit den im Lissabon Pro-

gramm vorgesehenen Maßnahmen, und darunter auch durch 

den verstärkten Einsatz von Risikokapital, sollte die Europäi-

sche Union »so wettbewerbsfähig wie die USA« gemacht werden. 

Rein rechtlich steht dem verstärktem Einsatz von Risi-

kokapital (»venture capital«) nichts entgegen. Es gibt in Ös-

terreich auch die einschlägigen Einrichtungen und Fonds, 

wenngleich diese nicht besonders mächtig und zahlreich sind. 

In Österreich ist die Nachfrage nach dieser Art von Finanzie-

rung offensichtlich beschränkt. Die Interessen jener, die Ri-

sikokapital bereitstellen, und die Interessen der aufstrebenden 

Unternehmen, welche dieses Kapital in Anspruch nehmen, 

die sind nämlich nicht deckungsgleich. Risiko – Kapitalgeber 

engagieren sich nur kurzzeitig, um ihren Anteil dann bei ers-

ter Gelegenheit bestmöglich zu verkaufen. Solange sie aber im 

Unternehmen engagiert sind, dürfen sie Geschicke dieses Un-

ternehmens mitbestimmen. Mit diesen beiden Einschränkun-

gen ihrer Selbstständigkeit können sich österreichische Jung-

unternehmerInnen offenbar nur schwer anfreunden.

Das mag der Grund dafür sein, dass diese Form der Unter-

nehmensfinanzierung bei uns nie richtig »angekommen« ist; 

und sich diese Jungunternehmen – vor allem in der schwie-

rigsten allerersten Phase ihrer Existenz – zumeist auf ande-

re Weise finanzieren (etwa durch »Business Angels« oder über 

Freunde und Familie). Die Nachahmung amerikanischer 

Muster stößt demgegenüber offenbar nur auf geringes Echo. 

Trotz dieser nicht sehr ermutigenden Ergebnisse ist die Koa-

litionsregierung entschlossen, dem Einsatz von Risikokapital 

breiteren Raum zu schaffen. Dazu sollen jene, die Risikokapi-
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tal bereit stellen, durch eine staatliche Garantie gegen mögliche 

Verluste aus diesem Geschäft abgesichert werden.2 

Dem Risikokapital wird so das Risiko genommen. Gewin-
ne gehen an den Risiko-Kapitalisten. Die Verluste werden im 

Wege über die Garantie vom Steuerzahler übernommen. So-

zialdemokraten müssen das als Zumutung empfinden; und das 

obwohl sie sich keineswegs den Problemen verschließen, mit 

denen Jungunternehmen bei der Aufbringung von Eigenka-

pital konfrontiert sind.

 

Natürlich fällt es jungen Unternehmen oft schwer, sich 

das notwendige Eigenkapital zu beschaffen. Der Staat könnte 

dem abhelfen, indem er das Eigenkapital von Jungunterneh-

men durch eine direkte Beteiligung aufstockt. Er könnte das auch 

schon in jener ersten, besonders kritischen Phase nach der Un-

ternehmensgründung tun, in der herkömmliches Risikoka-

pital zumeist noch gar nicht zum Einsatz kommt. Der Staat 

müsste dabei das Risiko von Verlusten tragen. Er könnte dann 

andererseits aber auch die möglichen Gewinne einstreifen. An-

ders als im Plan für Österreich vorgesehen, würden so nicht 

nur die Verluste »sozialisiert«, sondern auch die Gewinne. 

 

3. Förderung des Finanzkapitals statt Mietpreissenkung

In Österreich wird Inflation vor allem durch steigende Mieten 

und Preise für Wohnungen angefacht. Die Bezieher unterer 

und mittlerer Einkommen werden dadurch besonders stark 

belastet. Dieser Preisanstieg hat mehrere Ursachen. Eine von 

ihnen ist die unverhältnismäßig rasche Steigerung von aller-

hand Zuschlägen zu jenen Mieten, die im Kern gesetzlich be-

grenzt sind. In der Hoffnung auf späteren, höheren Gewinn, 

also aus spekulativen Gründen, werdenauch viele leer stehen-

de Wohnungen von ihren Eigentümern nicht zur Vermie-

tung oder zum Kauf angeboten. Das verengt das Angebot an 

Wohnraum. Die Sozialdemokratie wollte dem mit einer Re-

form des Mietengesetzes entgegenwirken; vielfach diskutiert 

ist auch eine »Leerstandsabgabe« auf Wohnraum, der eben aus 

Spekulationsgründen nicht auf den Markt kommt. Nichts von 

dem findet sich im Plan für Österreich.

Dieser Plan erwähnt hingegen einen Grund, der neben 

den oben erwähnten die Wohnungspreise ebenfalls nach oben 

treibt: Die Bautätigkeit hält in der Tat nicht Schritt mit der ge-

steigerten Nachfrage nach Wohnraum. Es wird einfach zu we-

nig gebaut. Um dem abzuhelfen, will der Plan für Österreich 

den Pensionsfonds, den Versicherungen und anderen »Quasi-

banken« Anreize für Investitionen im gemeinnützigen Wohn-

bau schaffen. Nicht nur sollen diesen Finanzeinrichtungen 

ihre Investitionen im sozialen Wohnbau dabei in der aus ihrer 

Sicht marktüblichen Höhe verzinst werden. Diese Finanzein-

richtungen sollen, wenn sie ihr finanzielles Engagement ein-

mal abstoßen, auch von der inzwischen bei den betreffenden 

Realitäten eingetretenen Wertsteigerung profitieren.

In der Praxis bringt das eine Aushöhlung und Teilpriva-

tisierung des gemeinnützigen Wohnbaus. Denn selbstver-

ständlich haben diese Finanzeinrichtungen Interesse an einer 

Wertsteigerung des von ihnen finanzierten Wohnraums. Sie 

haben damit auch Interesse an einer Erhöhung der Preise von 

Wohnungen, die später einmal von weiteren Mietern/Eigen-

tümern/ Genossenschaftern übernommen werden. Statt die 

Wohnpreise zu senken, würde die Nutzung dieser Art von Fi-

nanzierung die Wohnpreise langfristig erhöhen. 

Natürlich war und ist auch der Sozialdemokratie bewusst, 

dass mehr Geld in den gemeinnützigen Wohnbau gesteckt 

werden muss. Sie hält dazu auch einen Vorschlag bereit. Ihm 

zufolge sollte die notwendige, zusätzliche Finanzierung des 

gemeinnützigen Wohnbaus zu bestmöglichen Bedingungen 

angeboten werden; und zwar auf eine Weise, durch die Kapi-

talgebern kein Anreiz für Spekulationsgewinne und kein Ein-

fluss auf die Politik des gemeinnützigen Wohnbaus geschaffen 

wird. Es sollte, diesen sozialdemokratischen Vorstellungen ge-

mäß, eine der asfinag vergleichbare Einrichtung zur Finan-

zierung des gemeinnützigen Wohnbaus geschaffen werden. 

Deren Verbindlichkeiten würden vom Bund garantiert. Die-

se Einrichtung könnte sich daher am Kapitalmarkt (und allen-

falls sogar bei der Europäischen Zentralbank ) zu den gleichen 

günstigen Bedingungen finanzieren wie der Bund selbst. So 

wie die Schulden der asfinag, so würden die Schulden auch 

dieser Einrichtung nicht den Schulden des Bundes zugerech-

net. Die von der eu gesetzten Grenzen für staatliche Mehrver-

schuldung würde dadurch nicht überschritten. 

Aber dieser Vorschlag hat keinen Eingang in den Plan für Ös-
terreich gefunden. Berücksichtigt wurden stattdessen die Inter-

essen des nach maximaler Rendite strebenden Finanzkapitals. 

4. Staatsfeindliche Stimmungsmache

Ähnlich schwer zu verstehen ist die Zustimmung der sozial-

demokratischen Regierungsmitglieder und der Parteispitze zu 

jenen staatsfeindlichen Formulierungen, die über weite Stre-

cken das Programm für Österreich prägen. Wie haben Sozialde-

mokraten widerspruchlos die Thesen jener Marktradikalen ab-
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segnen können, denen zufolge der Staat jenes große Hemmnis 

wäre, das die freie Entfaltung des Marktes behindert und die 

allgemeine Wohlfahrt drückt, sodass das Allgemeinwohl eine 

Beschneidung des Staates und seiner Tätigkeit verlangt.

So fordert das Programm für Österreich, unbeeinsprucht von 

Sozialdemokraten und ausdrücklich »die Entlastung der Bür-

gerInnen und Unternehmen von bürokratischen Lasten«. 

Wer hätte denn schon den Mut, Bedenken gegen eine, von 

der Regierung in Aussicht gestellet Beseitigung von angeb-

lich nutzlosen Lasten? Dass die meisten dieser angeblich be-

lastenden staatlichen Regelungen auf demokratische Weise 

und unter demokratischer Kontrolle entstanden sind, verhin-

dert nicht ihre Delegitimierung. Und natürlich versagt man 

sich der allzu genauen Umschreibung von all dem, was da an 

Lasten etwa beseitigt werden soll: Steuern? Umweltschutzbe-

stimmungen? Das Sozialversicherungssystem? Verkehrsüber-

wachung? Jugendschutzgesetze und Bestimmungen zur Ein-

schränkung des Zigarettenkonsums?

Gerade dieser Mangel an Klarheit macht aber solche all-

gemeinen Forderungen nach der Beschneidung des Staates 

populär und politisch nützlich. Sie ermöglichen eine Anbie-

derung an ein in der Bevölkerung ohnehin weit verbreite-

tes Vorurteil, beziehungsweise an eine weit verbreitete Stim-

mung. In Österreich so wie auch im restlichen Europa ist sie 

eigenbrötlerischer geworden. Sie nährt sich von der Illusion, 

man könnte sich, ohne größeren Schaden zu nehmen, der 

meisten Verpflichtungen der Gemeinschaft und dem Staat ge-

genüber entledigen: »Weniger Staat – mehr privat«.

Dieser Generalverdacht gegenüber dem Staat ist unan-

gebracht. Ein starker, wirksamer Staat und seine wirksam 

durchgesetzten Regeln sind vielmehr Voraussetzung für ge-

sellschaftliches und wirtschaftliches Gedeihen. Das bedeutet 

natürlich nicht, dass alle schon bestehenden staatlichen Rege-

lungen auch heute noch und immer und überall nützlich sein 

müssen. Wahrscheinlich besteht da auf einigen Gebieten, und 

so wie unter Punkt 1.10 erwähnt, zum Beispiel im Bereich 

der Bestimmungen zum Arbeitnehmerschutz tatsächlich Be-

darf und Möglichkeit zur Beseitigung von nicht mehr zeitge-

mäßen Bestimmungen.

 

 Aber diese Beispiele aus ausgesuchten Bereichen, in de-

nen man ein »Weniger« and Regelung in Aussicht stellen 

kann, dürfen nicht verallgemeinert werden. Sie dürfen nicht 

zum Vorwand für ein anarcho-liberales Programm grundsätz-

licher Staatsfeindlichkeit werden. Das Programm für Österreich 

entgeht diesem Verdacht nicht zur Gänze. In wenn auch ge-

milderter Form spiegelt sich diese Überzeugung vom man-

gelnden Nutzen, ja der Schädlichkeit staatlicher Regelungen 

in vielen seiner Forderungen.3

 

So etwa im Vorschlag, jeder neuen staatlichen Regelung 

spiegelgleich die Abschaffung einer älteren Regelung entge-

genzusetzen (»one in – one out«, erster Absatz von 5.1). Wa-

rum aber nur einen Austausch »1:1«? Warum nicht einen 

Austausch »1:2 oder 1:3«? Einen Austausch in einem fixen 

Verhältnis »1:1« kann man nämlich nur dann verlangen, wenn 

man vorher die Zahl der überflüssigen Regelungen mit eini-

ger Sicherheit abschätzen kann. Kann man dieses Verhältnis 

nicht annähernd abschätzen, so nährt man mit der Forderung 

nach einem fixen Verhältnis nur den Verdacht, dass eine Un-

menge von unnützen Regelungen ihrer Entsorgung harren. 

Das ist bloße staatsfeindliche Stimmungsmache. 

Dieser Stimmungsmache dient auch die Forderung »dass, 
wo möglich, jede neue Regelung auf befristete Zeit erlassen wird«. 

Der Rechtssicherheit wären solche Befristungen nicht dien-

lich. Die Wirtschaft und die Gesellschaft insgesamt verlangt 

nach größtmöglicher Vorhersehbarkeit und Planbarkeit. Wenn 

nicht sicher ist, wie lange eine staatliche Regelung in Kraft 

bleit, dann schadet das dieser Planbarkeit und Vorhersehbar-

keit. Gerade den vorgeblichen Vertretern von Wirtschaftsinte-

ressen sollte das einleuchten. 

Äußerst problematisch ist auch die, ebenfalls im Absatz 

5.1 enthaltene Forderung nach einem »golden plating« bei 

der Umsetzung von europarechtlichen Vorschriften. Dem-

nach sollte es nie zu einem Regulierungsgrad kommen, der dichter 
ist als jener, der zwingend von der Europäischen Union vorgeschrie-
ben ist. Bezieht sich das auch Umweltschutz, auf Arbeitneh-

merschutz, auf die Regelung von Finanzmärkten? Dürften 

wir als Österreicher in solchen Bereichen und innerhalb uns 

vom Europarecht gewährtem Spielraum nie ein Quäntchen 

auf das europäische Minimum drauflegen? Sollte es wirklich 

unser Ehrgeiz sein, die im Vergleich zu anderen eu-Mitglied-

staaten jeweils schwächsten sozialen und ökologischen Rege-

lungen zu beschließen? 

Im Zuge der wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Ent-

wicklungen verdichten sich die gegenseitigen Abhängigkei-

ten. Um Menschen in diesem Geflecht von Abhängigkeit Si-

cherheit und Vorhersehbarkeit zu schaffen, sind Regelungen, 
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und sind vornehmlich auch staatliche Regelungen unum-

gänglich. Dem steht die im Programm für Österreich plakativ ge-

stellte Forderung entgegen, dass »bestehende Regelungen in 

den nächsten Jahren drastische reduziert werden sollen«.

Den Traum einer möglichen Rückkehr in eine von solchen 

Regeln befreite Existenz teilen sich die Anarchisten auf der ex-

tremen rechten und linken Seite. In ein seriöses Regierungs-

programm sollten solche Träumereien keinen Eingang finden.

5. Sinnloses Säbelrasseln »gegen Brüssel« 

Positiv für sich vermerken kann die Sozialdemokratie die im 

Programm für Österreich zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit 

vorgesehen Maßnahmen, welche nun unter Nennung von 

Fallfristen konkret umgesetzt werden sollen: so etwa der an 

erster Stelle des Programms (unter 1.1) genannte »Beschäfti-
gungsbonus« (durch den teilweisen und zeitweiligen Erlass des 

Dienstnehmer Beitrages zur Sozialversicherung bei der neu 

– Schaffung von Arbeitsplätzen ); weiters Maßnahmen zur Er-

höhung der Arbeitsmobilität (1.12) und die Beschäftigungsak-

tion ( 1.18 ) zur Beschäftigung von 20.000 über 50-jährigen 

Langzeitarbeitslosen.

Verständlich, aber dennoch extrem problematisch, ist 

demgegenüber der angekündigte Versuch, den Zuzug von 

Arbeitnehmers aus den eu-Mitgliedstaaten der Europäischen 

Union zu beschränken. Diese stellen laut Regierung 50 Pro-

zent jener 300.000 zusätzlichen Arbeitnehmer, die seit 2010 

am österreichischen Arbeitsmarkt präsent sind. 

Dieser Zuzug von Arbeitnehmern aus den anderen eu-

Mitgliedstaaten ist nach weit verbreiteter Ansicht der Grund 

für das stetige Ansteigen der Arbeitslosigkeit.4 Aber er war si-

cher nicht der einzige Grund. Es ist sogar fraglich, ob er die 

hauptsächliche Ursache steigender Arbeitslosigkeit gewesen 

ist. Denn die Arbeitslosigkeit hat sich ab Beginn der 70er-Jah-

re des vorigen Jahrhunderts laufend erhöht. Sie hat sich also 

auch in einer Zeit erhöht, als Österreich noch gar nicht Mit-

glied der Union gewesen ist; und in der die östlichen Grenzen 

sogar mit einem »Eisernen Vorhang« abgeriegelt waren.

Um sich gegen die Folgen eines Fehlschlags ihrer Bemü-

hungen zu wappnen, verspricht die Regierung auch keines-

wegs den sicheren Erfolg ihrer Bemühungen um Eindämmung 

der Arbeitsmigration. Sie will lediglich bei der Europäischen 

Kommission vorstellig werden, um im Rahmen des eu-Sekun-
därrechts eine Beschränkung des Zuzugs von Arbeitnehmern 

aus eu-Mitgliedstaaten zu erwirken.5 Durch solche Beschrän-

kungen soll am österreichischen Arbeitsmarkt Österreichern 

Vorrang vor Arbeitssuchenden aus eu-Mitgliedstaaten einge-

räumt werden, sodass diese nur dann zum Zug kämen, falls für 

eine offene Stelle kein geeigneter österreichischer Bewerber 

gefunden werden kann. 

Der Grundsatz der Freizügigkeit im Personenverkehr und 

des freien Zugangs zum Arbeitsmarkt in anderen eu Mit-

gliedsstaaten ist jedoch nicht im eu-»Sekundärrecht« veran-

kert. Er ist im eu-Primärrecht geregelt. Für die eu ist dieser 

Grundsatz zentral. Die konservative Regierung Großbritanni-

ens hat versucht, sich bei der eu eine weitreichende Ausnah-

me von diesem Grundsatz zu erhandeln. Das ist ihr nicht in 

einem Maße geglückt, das die britischen Stimmbürger zufrie-

den gestellt hätte. Die Folge war der durch eine Volksabstim-

mung bewirkte Beschluss zum Austritt aus der Europäischen 

Union (brexit). 

Es ist schwer vorstellbar, dass die eu Österreich gegenüber 

dort nachgeben wird, wo sie dem Vereinigten Königreich ge-

genüber hart geblieben ist, und wo sie jetzt – auch um Do-

mino-Effekte zu vermeiden – sich umso mehr hüten wird, 

durch Setzung eines Präzedenzfalls gegenüber Österreich eine 

Lawine von Absetzbewegungen aus eu-Verpflichtungen in 

Gang zu setzen. 

Österreich spielt da mit sehr hohem Einsatz und mit sehr 

schlechten Karten. Das wahrscheinliche Ergebnis des Pokers 

ist ein Scheitern der österreichischen Bemühungen um Aus-

nahmebestimmungen beim Zuzug zum österreichischen Ar-

beitsmarkt. Ein solches Scheitern nützt vor allem der euro-

pafeindlichen fpö. Sie wird es sich nicht nehmen lassen, der 

Regierung einen Kniefall vor der »abgehobenen, elitären 

Brüsseler Bürokratie« vorzuwerfen; und nicht bereit und im 

Stande gewesen zu sein, in Österreich und am österreichi-

schen Arbeitsmarkt den Österreichern Vorrang vor Auslän-

dern zu schaffen. Warum also lässt man sich auf ein so aus-

sichtloses Unternehmen ein? 

FAZIT

Das Programm für Österreich dokumentiert den politischen Ge-

staltungswillen des Parteivorsitzenden und Bundeskanzlers. 

Das findet seinen Niederschlag auch in für ihn positiven Mei-

nungsumfragen. Dafür war freilich ein Preis zu zahlen. Ei-

nige der vom konservativen, Koalitionspartner durchgesetz-

ten Programmpunkte und Formulierungen rütteln nämlich 
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am grundsätzlichen Selbstverständnis einer linken Partei und 

schwächen damit deren gesellschaftlich Position und Mission. 

Mit dem Plan für Österreich erhebt die Sozialdemokratie 

Anspruch auf Wirtschaftskompetenz. Das ist unerlässlich für 

eine Partei, die im Land die führende sein will. Aber das ange-

strebte Wirtschaftswachstum alleine würde nicht verhindern, 

dass die Unterschiede in Einkommen und Vermögen weiter-

hin größer werden. Selbst bei rascherem Wirtschaftswachstum 

würden Menschen in minderbezahlte Beschäftigung gedrängt 

oder durch Computer ersetzt und damit vermehrt in Arbeits-

losigkeit gestoßen. 

Es sind das die Probleme, mit der eine abstiegsbedrohte 

untere Mittelschicht schon heute kämpft. Angst, Hoffnungs-

losigkeit und Wut treibt diese Gruppe von Arbeitern und 

mittleren Angestellten zu Politikern und Parteien, die diese 

Wut politisch nützen, sie in Nationalismus, Fremdenhass und 

Reaktion umsetzen und die dabei die Demokratie aushöhlen. 

Möglicherweise lockert sich der Zugriff rationaler Politik 

auf diese angst- und wuterfüllten Menschen. Dennoch muss 

man versuchen, sie in das Lager normaler, demokratischer Po-

litik zurückzuholen. Man muss dabei ihre existentiellen Prob-

leme ernst nehmen und sie davon überzeugen, dass diese Pro-

bleme gelöst werden können. Solche Lösungen können nicht 

von konservativer Seite angeboten werden. Sie können nur 

von der demokratischen Linken kommen. Und sie müssen 

mehr sein als kleine kosmetische Korrekturen am herrschen-

den wirtschaftlich-politischen System.

Viel Zeit ist der Linken da nicht mehr gewährt. Zögert 

sie zu handeln, dann wird sie von der Welle der Le Pens, der 

Orbans, der Wilders, der Trumps und der Grillos überrollt 

und zertrümmert. 

 

THOMAS NOWOTNY 

ist Politikwissenschaftler, Diplomat und Mitglied der 

»Sektion 8« der SPÖ Alsergrund. 

1. Wenngleich der Bundeskanzler und Parteivorsitzende gerade diese Fra-

ge  in all seinen vorherigen Äußerungen zu einer zentralen gemacht hat-

te; z. B.: »Jede Würstelbude zahlt mehr an österreichischen Steuern als ein 

internationaler Konzern wie Starbucks.«

2. Erfahrungsgemäß orientiert sich ein »Venture Capitalist« nicht an der 

Wahrscheinlichkeit des Risikos eines Verlustes seines Einsatzes. Er – oder 

sie – orientiert sich an der Geschäftsidee eines Jungunternehmens – daran 

ob diese Idee vielversprechend ist

3. Die Vorstellung, dass viele der staatlichen Aufgaben und Tätigkeiten  ge-

kappt oder überhaupt beseitigt werden könnten,  findet vor allem auch 

Ausdruck in den Vorschlag zur Gegenfinanzierung des »Programms für 

Österreich«. Von den zur Gegenfinanzierung benötigten 4 Milliarden 

Euro sollen  2,8 Mrd  Euro durch Einsparungen hereingebracht werden.   

2.8 Mrd Euro sind nicht weniger als 3 % des gesamten jährlichen Bun-

desbudgets; und nicht weniger als  ein Prozent des gesamten österreichi-

schen Nationalproduktes.  Man geht beim Plan für Österreich also davon 

aus,  dass bundesstaatlichen Tätigkeit  im großen Umfang ersatzlos weg-

fallen könnte.

4. Der Zusammenhang ist äußerst umstritten. Nach dem »Sayschen Gesetz« 

entspricht jeder Steigerung des Angebotes (in diesem Fall des Angebots 

an Arbeitskräften) auch eine  Steigerung der Nachfrage (in diesem Fall 

der Nachfrage nach Arbeit). In einem Vergleich der dazu vorliegenden 

Studien kommt das wiiw (Wiener Institut für Internationale Wirtschafts-

vergleiche) zum Schluss, dass  der Zuzug ausländischer Arbeitskräfte die 

Arbeitslosigkeit nicht erhöht (was wahrscheinlich doch ein etwas zu opti-

mistischer Schluss ist).

5. Die Regierung  formuliert den Zuzug von arbeitswilligen und arbeitsfä-

higen und arbeitswilligen Ausländern ausschließlich als Problem. Das ist 

kurzsichtig und auf lange Frist hin gefährlich. Österreich ist ein Einwan-

derungsland. Will man ein Schrumpfen der österreichischen Bevölkerung 

vermeiden, müssten jährlich mindestens 50.000 Zuzügler ins Land geholt 

werden. Statt Ängsten und einer Abwehrhaltung Vorschub zu leisten, hät-

te die Politik die österreichischen BürgerInnen  auf diese neue Gegeben-

heit einzustimmen.
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ie Europäische Union (eu) beruht auf der Idee, 

dass Menschen in einer freien, gerechten und so-

lidarischen Gemeinschaft zusammenleben. Einer 

Gemeinschaft, die auf Partnerschaft und der Ach-

tung der Grundrechte beruht und die gleichzeitig ein besseres 

Leben für zukünftige Generationen verspricht.

Wir brauchen ein starkes und soziales Europa, wenn wir 

weiterhin in Frieden, Sicherheit und nachhaltig erwirtschaf-

tetem Wohlstand leben wollen. In einer Welt, die kontinuier-

lich zusammenwächst, mit allen Chancen, aber auch komple-

xen Risiken und neuen Herausforderungen, kann sich Europa 

nur mit gemeinsamen Anstrengungen erfolgreich behaupten.

Doch Fakt ist auch: Die eu befindet sich in einer funda-

mentalen Krise. Die europäische Solidarität ist in Gefahr. Die 

eu ist zwar dabei, sich von der schlimmsten Wirtschaftskrise 

seit Jahrzehnten zu erholen. Trotz leichter Verbesserungen auf 

dem Arbeitsmarkt und bei den sozialen Bedingungen in ei-

nigen eu-Mitgliedstaaten sind aber die Folgen der Krise nach 

wie vor weitreichend. Viele Menschen haben das Vertrauen in 

die Fähigkeit der Politik verloren, Wohlstand für alle zu schaf-

fen. Die soziale Spaltung wird größer.

Gleichzeitig wird die europäische Solidarität durch die 

Flüchtlingskrise vor Herausforderungen in einem bislang 

nicht da gewesenen Ausmaß gestellt. Europäische Werte wer-

den durch populistische Bewegungen und die extreme Rech-

te angegriffen. Bei dem eu-Referendum in Großbritannien 

siegten die Gegner eines vereinten Europas in einem Klima 

der Euroskepsis und der Angst.

Um das Vertrauen der Menschen zurückzugewinnen und 

die europäische Solidarität zu stärken, brauchen wir einen Eu-

ropäischen Pakt für sozialen Fortschritt.

Es ist an der Zeit, dass Europa einen Kurswechsel vor-

nimmt. Wir brauchen ein Europa der Menschen und nicht 

nur des Markts. Wir brauchen ein Europa, in dem alle Bür-

gerinnen und Bürger – unabhängig von nationalen Gegeben-

heiten in der Sozial- und Arbeitsmarktpolitik – die gleichen 

Chancen haben, ein gutes Leben zu führen und ihre Träume 

zu verwirklichen. Wir müssen die einseitige Sparpolitik über-

winden und die eu-Wirtschaftspolitik in Richtung Wachstum, 

Beschäftigung, Investitionen und Innovation neu ausrichten. 

Gleichzeitig müssen wir die Achtung der Unabhängigkeit der 

Sozialpartner und die nationalen Kompetenzen stärken, die 

notwendig sind, um eine Gleichbehandlung der Arbeitneh-

merinnen und Arbeitnehmer zu garantieren. Der Vorschlag 

der Kommission für einen europäischen Pfeiler der sozialen 

Rechte sollte als Chance genutzt werden, um einen neuen 

Ausgleich zugunsten eines sozialeren Europas zu schaffen.

Wir werden unmittelbar Maßnahmen vorantreiben, um 

das Wachstum in Europa zu stärken und Sozialdumping         

zu bekämpfen. Doch es gibt auch Einschränkungen dahin-

gehend, was im Rahmen der aktuellen europäischen Verträge 

erreicht werden kann. Deshalb ist im Zusammenhang mit der 

nächsten eu-Vertragsrevision ein Soziales Fortschrittsprotokoll 

erforderlich, mit dem die sozialen Rechte, einschließlich der 

Rechte der Gewerkschaften, gestärkt werden. Wir sind über-

zeugt, dass das europäische Wirtschafts- und Sozialmodell, das 

darauf abzielt, Wirtschaftswachstum   mit sozialer Gerechtig-

EUROPÄISCHER PAKT FÜR DEN SOZIALEN FORTSCHRITT 

VON CHRISTIAN KERN, SIGMAR GABRIEL, STEFAN LÖFVEN, REINER HOFFMANN, ERICH FOGLAR

UND KARL-PETTER THORWALDSSON

Europäischer Pakt für 
den sozialen Fortschritt
Ende 2016 trafen der SPÖ-Vorsitzende Christian Kern, SPD-Vorsitzender Sigmar Gabriel, der Vorsitzende der Schwedi-

schen Arbeiterpartei (SAP) Stefan Löfven, der Vorsitzende des DGB Reiner Hoffmann, der ÖGB-Präsident Erich Foglar und 

der Vorsitzende des schwedischen Gewerkschaftsverbandes LO Karl-Petter Thorwaldsson in Wien zusammen und verab-

schiedeten ein bemerkenswertes, gemeinsames Positionspapier für eine europäische Reformpolitik, das wir nachstehend 

dokumentieren und eine erste Grundlage für eine dringend erforderliche Änderung der europäischen Wirtschaftspolitik und 

der vertraglichen Grunmdlagen der Union enthält.

D



keit und starken Arbeitnehmerrechten zu verbinden, weiter-

hin im Mittelpunkt der Europäischen Union stehen muss.

 
INVESTITIONEN IN WACHSTUM 

UND GUTE ARBEITSPLÄTZE

Europa braucht mehr private und öffentliche Investitionen, 

sowohl, um seine Wettbewerbsfähigkeit in der globalen Wirt-

schaft aufrecht zu erhalten, als auch um die Bedürfnisse unse-

rer Bürgerinnen und Bürger zu befriedigen. Der Europäische 

Fonds für Strategische Investitionen ist ein guter erster Schritt, 

aber wir müssen weitere Schritte sowohl gemeinsam auf Ebe-

ne der eu als auch auf nationaler Ebene auf den Weg bringen. 

In allen Mitgliedstaaten sind Investitionen in die Sozialsyste-

me, in die Infrastruktur (einschließlich der sozialen Infrastruk-

tur) und in Umwelttechnologien erforderlich – im Rahmen 

einer soliden Fiskalpolitik. Die Nachfrageseite der Wirtschaft 

muss gestärkt werden.

- Um die erforderlichen Spielräume zu schaffen, brauchen 

wir mehr fiskalpolitische Flexibilität, vor allem auch für zu-

kunftsorientierte Investitionen. Wir müssen zugleich die ma-

kroökonomischen Ungleichgewichte in der eu bekämpfen, 

die eine Ursache des trägen Wachstums in Europa sind.

- Das Europäische Investitionsprogramm muss in einen 

erweiterten Investitionsmechanismus auf europäischer Ebe-

ne überführt werden, der auf Investitionen in Schlüsselbe-

reiche gemeinsamer europäischer Wettbewerbsfähigkeit, in 

eine moderne Industrie und Infrastruktur, Aus- und Wei-

terbildung sowie gute und faire Arbeitsplätze abzielen soll-

te. Dazu müssen insbesondere auch soziale Investitionen ge-

stärkt werden.

- Wir wollen ebenfalls Investitionen in Wachstum und 

Arbeitsplätze im Rahmen des europäischen Haushaltes stär-

ken. Die Halbzeitüberprüfung des mehrjährigen Finanzrah-

mens muss als Chance genutzt werden, um die Prioritäten 

zu verändern. Der eu-Haushalt muss stärker auf die sozi-

alen Herausforderungen Europas ausgerichtet werden. Wir 

wollen das Europäische Semester mehr auf die Erreichung 

der Ziele eines intelligenten, nachhaltigen und inklusiven 

Wachstums im Rahmen der eu 2020 konzentrieren und 

den Zielen in den Bereichen Soziales, Bildung und Be-

schäftigung mehr Gewicht verleihen. Gleichzeitig wollen 

wir die Sozialpartner stärker in das Europäische Semester 

einbeziehen. Das soziale Scoreboard muss einen stärkeren 

Einfluss erlangen.

DURCHSETZUNG EINES SOZIALEN 

FORTSCHRITTSPROTOKOLLS

Um unsere politischen Initiativen für eine andere eu nach-

haltig zu gestalten und den erforderlichen Rahmen für ein 

wirklich soziales Europa zu schaffen, fordern wir ein Sozi-

ales Fortschrittsprotokoll zur Stärkung sozialer Grundrechte 

gegenüber wirtschaftlichen Freiheiten im eu-Binnenmarkt. 

Wir werden Sofortmaßnahmen ergreifen, um das Wachstum 

zu stärken und Sozialdumping zu bekämpfen. Es gibt jedoch 

Einschränkungen dahingehend, was im Rahmen der aktu-

ellen eu-Verträge erreicht werden kann. Deshalb sollten im 

Zusammenhang mit der nächsten eu-Vertragsrevision die so-

zialen Grundrechte, einschließlich der Rechte der Gewerk-

schaften, gestärkt werden.

- In einem Sozialen Fortschrittsprotokoll sollte klar festge-

legt sein, dass wirtschaftliche Freiheiten auf dem Binnenmarkt 

nicht das Verbot von Einschränkungen bedeuten, sondern 

stattdessen für Gleichbehandlung sorgen. Es muss eine Defini-

tion von »sozialem Fortschritt« und »sozialer Marktwirtschaft« 

geben, die  unter anderem klarstellt, dass diese Konzepte star-

ke Arbeitnehmerrechte einschließen und Wettbewerb zulas-

ten der Löhne und Arbeitsbedingungen ausschließen sollten.

- Das Soziale Fortschrittsprotokoll sollte im Primärrecht 

klarstellen, dass weder die wirtschaftlichen Freiheiten des Bin-

nenmarktes noch die Wettbewerbsregeln Vorrang gegenüber 

den sozialen Grundrechten erhalten. Im Konfliktfall müssen 

die sozialen Grundrechte Vorrang haben.

 

- Der Schutz der Versammlungsfreiheit und des Rechts auf 

Tarifverhandlungen, einschließlich des Rechts, Arbeitskampf-

maßnahmen zu ergreifen, muss in der eu erweitert werden. 

In allen Gesetzen und politischen Dokumenten der eu sowie 

bei Maßnahmen der eu-Institutionen müssen die Rechte und 

Freiheiten der Gewerkschaften, Tarifvereinbarungen und die 

Gleichbehandlung der Arbeitnehmer gewahrt bleiben.

BEKÄMPFUNG DER JUGENDARBEITSLOSIGKEIT 

– SCHAFFUNG NEUER CHANCEN

Eine eu, in der jeder achte europäische Jugendliche unter 25 

weder in Beschäftigung noch in Aus- oder Weiterbildung ist, 

und in der mehr als jedes vierte Kind von Armut und sozi-

aler Ausgrenzung bedroht ist, ist nicht zu akzeptieren. Dies 

schränkt nicht nur die Chancen und Wahlmöglichkeiten im 

Leben jedes einzelnen Menschen ein, sondern führt auch zu 
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Verzweiflung, Frustration und letztlich verstärktem Populis-

mus. Die jungen Menschen sind die Zukunft Europas. Des-

halb müssen wir in ihre Lebenschancen investieren.

- Wir drängen auf eine wesentliche Erhöhung der Finanz-

mittel für die europäische Jugendbeschäftigungsinitiative und 

die Europäische  Jugendgarantie.

- Wir wollen eine möglichst hohe Reichweite der Jugend-

garantie sichern und befürworten ihre Ausweitung durch die 

Erhöhung der Altersgrenze auf 30 Jahre. Auch gilt es durch 

die Einbeziehung einer Geschlechterperspektive zu gewähr-

leisten, dass Frauen und Männer gleichermaßen profitieren. 

Wir fordern klare Kriterien für die Jugendgarantie, mit denen 

Ausbildungsverhältnisse in guter Qualität gesichert werden.

- Wir unterstützen nachhaltig das Austauschprogramm 

Erasmus+, mit dem auf breiter Basis Bildungs- und Ausbil-

dungschancen für Jugendliche, Erzieher, Freiwillige, Lehrlin-

ge, Praktikanten und junge Arbeitskräfte angeboten und ge-

fördert werden sollten.

KAMPF GEGEN STEUERBETRUG 

UND STEUERHINTERZIEHUNG

Die eu muss Steuerhinterziehung und Steuerbetrug als ge-

meinsame europäische Priorität bekämpfen. Steuerbetrug, 

Steuerhinterziehung und aggressive Steuerplanung durch 

große Unternehmen kosten die eu-Mitgliedstaaten jährlich 

bedeutende Summen. Diese Gelder könnten für wirtschafts- 

und sozialpolitische Maßnahmen sowie für Investitionen in 

die Zukunft genutzt werden. Wir müssen einen schädlichen 

Dumping-Wettbewerb bei den Körperschaftsteuern unter-

binden, der letztlich in einer steuerpolitischen und sozialen 

Abwärtsspirale mündet. Ein gemeinsamer europäischer Ansatz 

gegen Steuerhinterziehung, Steuerbetrug und schädlichen 

steuerlichen Wettbewerb ist eine wesentliche Voraussetzung, 

um den sozialen Zusammenhalt zu fördern und soziale Un-

gleichheiten abzubauen.

- Wir wollen aggressive Steuerplanung und schädlichen 

steuerlichen Wettbewerb bekämpfen. Bei der Körperschafts-

besteuerung muss der Grundsatz angewendet werden, dass 

Gewinne dort zu besteuern sind, wo die wirtschaftlichen Ak-

tivitäten stattfinden und Werte geschaffen werden. Wir müs-

sen auch politische Schritte unternehmen, um einen Dum-

ping-Wettbewerb bei den Körperschaftsteuern in Europa zu 

vermeiden.

- Wir wollen Steuerhinterziehung und Steuervermei-

dung einen Riegel vorschieben und Steuerparadiese schlie-

ßen sowie die Schaffung neuer Steuerparadiese verhindern. 

Maßnahmen wie die Durchsetzung von Länderberichten, die 

Schaffung von schwarzen Listen der Steuerparadiese und die 

Unterbreitung von Vorschlägen zur Sanktionierung von Ge-

setzesverstößen sind dazu wesentliche Voraussetzungen. Wir 

wollen sicherstellen, dass eu-Gelder weder an Unternehmen, 

die in Steueroasen registriert oder aktiv sind, gezahlt werden, 

noch an Akteure, die Sozialdumping betreiben.

 

- Wir wollen, dass alle Mitgliedstaaten Register der wirt-

schaftlichen Profiteure einrichten und einen automatischen 

Informationsaustausch über diese Register zwischen öffent-

lichen Einrichtungen, insbesondere den Steuerbehörden und 

den Aufsichtsbehörden für Finanzdienstleistungen, sicherstel-

len. Wir wollen uns auch um die Einrichtung solcher Re-

gister und eines solchen Informationsaustausches mit anderen 

Staaten bemühen.

NEUE REGELN GEGEN LOHN- 

UND SOZIALDUMPING

Wir müssen Sozialdumping im eu-Binnenmarkt beenden. 

Wir dürfen Unternehmen nicht gestatten, soziale Standards 

und Arbeitnehmerrechte zu untergraben. Wir wollen, dass 

die eu Wachstum und menschenwürdige Arbeitsplätze schafft 

und die Probleme der Menschen löst. Sie sollte Wohlstand 

und Freizügigkeit für die Europäer sichern, alle Bürgerinnen 

und Bürger gleich und diskriminierungsfrei behandeln, und 

Gerechtigkeit und Solidarität gewährleisten. Dies ist die ge-

rechte Mobilität, die wir fördern wollen.

- Der Grundsatz der gleichen Bezahlung für die gleiche 

Arbeit am gleichen Ort, unabhängig von der Art des Ver-

trags oder des Status des Arbeitnehmers, muss in jeglicher eu-

ropäischer Gesetzgebung angewendet und geachtet werden. 

Die aktuelle Überprüfung der eu-Entsenderichtlinie muss ge-

währleisten, dass Arbeitnehmer gleich behandelt werden, un-

abhängig von ihrer Staatsangehörigkeit oder der Herkunft 

ihres Arbeitgebers. Die Löhne und Arbeitsbedingungen im 

Aufnahmeland müssen auch für die entsendeten Arbeitneh-

mer Anwendung finden.

-  Wir  drängen  auf  neue  eu-Regeln  gegen  Soziald-

umping.  Besonderes   Augenmerk   sollte   in   diesem Zu-

sammenhang auf Unterauftragsvergabe, Briefkastenfirmen, 

Scheinentsendung und Scheinselbstständigkeit gelegt werden. 

EUROPÄISCHER PAKT FÜR DEN SOZIALEN FORTSCHRITT 
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Unternehmen sollte es nicht gestattet sein, auf dem Papier ins 

Ausland zu gehen, während sie ihre Aktivitäten im eigenen 

Land fortsetzen, lediglich mit geringeren Lohnkosten und ei-

nem geringeren Arbeitnehmerschutz.

- Wir müssen insbesondere Schlupflöcher in den Berei-

chen Beschäftigung und Arbeitsbedingungen schließen (z. B. 

im Transportsektor), um einen fairen Wettbewerb in Überein-

stimmung mit der nationalen Arbeitsgesetzgebung zu sichern.

SICHERUNG STARKER 

ARBEITNEHMERRECHTE

Die eu und ihre Mitgliedstaaten müssen umfassende Rech-

te und Schutzstandards für Arbeitnehmer sicherstellen. Dabei 

geht es etwa um das Recht auf Gleichbehandlung, sozialen 

Schutz, den Schutz vor Entlassung, um Gesundheit und Si-

cherheit am Arbeitsplatz, um Bestimmungen zu Arbeits- und 

Erholungszeiten, um Versammlungsfreiheit, um Regelungen 

bei der Arbeitnehmervertretung, bei Tarifverhandlungen und 

kollektiven Maßnahmen ebenso wie um den Zugang zu Aus-

bildung und lebenslangem Lernen. Der europäische Pfeiler 

der sozialen Rechte sollte eine Chance sein, um diesen fort-

schrittlichen Wandel zu erreichen.

- Die eu sollte ihre Mitgliedstaaten bei der Förderung von 

Tarifverhandlungen unterstützen und darauf hinwirken, dass 

Tarifvereinbarungen so viele Arbeitnehmer wie möglich er-

reichen. Gleichzeitig sollte     es Ziel sein, bessere Lohnstan-

dards zu sichern, etwa in Form von Mindestlöhnen auf ange-

messenem Niveau. Dies sollte bei vollständiger Wahrung der 

Unabhängigkeit der Sozialpartner und Achtung der nationa-

len Praxis und Traditionen erfolgen.

 

- Wir wollen, dass die eu eine neue und ehrgeizigere Stra-

tegie für Gesundheit und Sicherheit am Arbeitsplatz annimmt, 

die auch psychosoziale Gesundheit einschließt.

- Die Standards für Beteiligung und Mitbestimmung von 

Arbeitnehmern in Unternehmen, die nach europäischem 

Recht und im internationalen Kontext operieren, müssen er-

weitert werden. Die Richtlinie über Europäische Betriebsräte 

und andere Gesetze, die sich mit den Rechten zur Informati-

on, Anhörung und Mitbestimmung beschäftigen, müssen neu 

bewertet  werden.

STÄRKUNG DER RECHTE VON FRAUEN 

UND IHRER BETEILIGUNG AM ARBEITSMARKT

Wir wollen europaweit ein höheres Maß an Gleichberechti-

gung von Frauen und Männern, insbesondere im Bereich der 

Arbeit, erreichen. Die eu sollte eine neue europäische Strategie 

für die Gleichstellung von Frauen und Männern annehmen und 

diese jährlich evaluieren. Dies ist ein wichtiges Element, um die 

Ziele der Strategie Europa 2020 zu erreichen und den sozialen 

Pfeiler der eu zu stärken. Wir wollen, dass die eu Vorreiterin für 

die Förderung und Sicherung der Rechte von Frauen und der 

Gleichstellung von Frauen und Männern sowohl auf nationaler 

als auch auf europäischer und globaler Ebene ist. Dies sollte mit 

der Erreichung der Ziele der Agenda 2030 verbunden werden.

- Die Mitgliedstaaten müssen die aktive Teilhabe von 

Frauen am Arbeitsmarkt durch aktive politische Maßnahmen 

ermöglichen und fördern, zum Beispiel durch Investitionen in 

die Kinderbetreuung, die Pflege alter Menschen oder andere 

öffentliche Dienstleistungen.

- Wir sehen die Notwendigkeit einer breiten, eu-weiten 

Initiative für eine bessere Vereinbarkeit von Familie und Be-

ruf, mit dem Ziel, die Beteiligung und Gleichstellung weibli-

cher Arbeitskräfte zu verbessern.  Dabei muss es insbesondere 

auch darum gehen, ausreichend Plätze für vorschulische Be-

treuung zu gewährleisten – in guter Qualität und zu vernünf-

tigen Kosten.

- Wir müssen auch noch stärker Erfahrungen und be-

währte Praktiken austauschen, um die nach wie vor bestehen-

den geschlechtsspezifischen Gehaltsunterschiede zu bekämp-

fen und die wirtschaftliche Stellung von Frauen zu verbessern. 

Das schließt auch die wachsenden Unterschiede im Gesund-

heitsbereich ein, da die Zahl der Frauen steigt, die krankheits-

bedingt nicht arbeiten  können.

AUSBAU DES SOZIALEN  DIALOGS

Wir wollen den sozialen Dialog auf europäischer Ebene stär-

ken – in den einzelnen Sektoren sowie branchenübergreifend. 

Gleichzeitig gilt es die Kapazitäten für den sozialen Dialog in 

Ländern zu verstärken, wo diese noch immer unzureichend 

sind. Für uns steht fest: Ein starker sozialer Dialog ist ein we-

sentlicher Pfeiler eines sozialeren Europas. Deshalb gilt: Die 

Sozialpartner und die Zivilgesellschaft müssen direkt in die 

Entwicklung und Umsetzung der europäischen Politik einbe-

zogen werden.
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- Die eu muss ihre politische, finanzielle und verwaltungs-

rechtliche Unterstützung insbesondere in europäischen Län-

dern mit einem schwachen sozialen Dialog ausweiten. Hier 

besteht die Notwendigkeit, die Kapazitäten für den sozialen 

Dialog zu erhöhen, auch mit verstärkten eu-Mitteln etwa aus 

dem Europäischen Sozialfonds.

-    Der soziale Dialog und die Anhörung der Sozialpart-

ner auch bei Themen, die nicht unter den Artikel    154 aeuv 

fallen, aber direkte oder indirekte Auswirkungen auf die Be-

schäftigung und die Arbeitsmärkte haben, sollten von den eu-

Institutionen gefördert und in ihrem politischen Vorgehen 

verankert  werden.

 

- Wir müssen sicherstellen, dass Vereinbarungen der So-

zialpartner auf eu-Ebene respektiert werden. Auf gemeinsa-

men Antrag der eu-Sozialpartner (branchenübergreifend und 

sektoral) sollte die Europäische Kommission im Einklang mit 

den Verträgen einen Beschluss des Rates zur Umwandlung 

der Vereinbarungen in eine Richtlinie vorschlagen.

DIGITALISIERUNG UND 

DIE ZUKUNFT DER ARBEIT

Wir sind überzeugt, dass ein digitales Europa ein besseres Eu-

ropa sein kann. Ein Europa, in dem Wachstum zu qualitativ 

besseren Arbeitsplätzen führt und mehr soziale Gerechtigkeit 

gefördert wird. Aber die Vorteile der Digitalisierung werden 

sich nicht automatisch einstellen. Gezielte und ausgewogene 

politische Schritte sind notwendig, um die wirtschaftlichen 

und sozialen Potenziale auszuschöpfen, die sich durch die di-

gitale Revolution bieten. Leider fehlt bei den Maßnahmen 

der Europäischen Kommission zum Digitalen Binnenmarkt in 

ihrer jetzigen Form eine aussagekräftige soziale Dimension. 

Die eu muss eine Agenda schaffen, mit der der digitale Wan-

del zu einem Prozess wird, der die Arbeitnehmer und Bürger 

stärkt und den sozialen Zusammenhalt im Rahmen des euro-

päischen Sozialmodells erhöht.

- Eine digitale Arbeitswelt erfordert hohe Standards zum 

Schutz der persönlichen Daten von Arbeitnehmern. Digitale 

Technologien produzieren hohe Datenmengen. Klare Regeln 

sind notwendig, um festzulegen, welche Daten die Arbeitge-

ber erheben und analysieren dürfen. Ein strenger Schutz muss 

etwa bei gesundheitlichen Daten der Arbeitnehmer, Inhalten 

persönlicher Kommunikation und bei der Beteiligung an ge-

werkschaftlichen Aktivitäten gewährt werden.

- Starke Rechte und ein guter sozialer Schutz müssen 

im digitalen Zeitalter für alle Arbeitnehmer gesichert wer-

den. Die digitale Transformation bringt eine enorme Zunah-

me prekärer Beschäftigungsformen mit sich, zum Beispiel als 

Selbstständige oder als Mitarbeiter in der so genannten »Sha-

ring Economy«. Online »Crowdsourcing-Plattformen« könn-

ten zudem dazu beitragen, dass es zu einem Wettlauf um     

die niedrigsten Löhne und Arbeitsbedingungen kommt. Es 

müssen neue Möglichkeiten geschaffen werden, um Mitbe-

stimmung, Tarifverhandlungen und den Schutz von Arbeit-

nehmerrechten zu schützen. Mitgliedstaaten müssen Systeme 

der sozialen Sicherheit schaffen, die für alle Arbeitskräfte offen 

sind. Solche Rechte und Schutzvorkehrungen müssen auch 

in solchen Fällen wirksam und durchsetzbar sein, in denen 

Arbeitnehmer und Arbeitgeber in unterschiedlichen Ländern 

ansässig sind.

- Aus- und Weiterbildungssysteme müssen für das digita-

le Zeitalter fit gemacht werden. Die digitale Wirtschaftzeich-

net sichdurchschnellen technologischen Wandel und Innova-

tion aus. Dies erforderthäufige Umschulungsmaßnahmen, die 

für Arbeitnehmer in standardisierten und prekären Beschäfti-

gungsformen gleichermaßen zugänglich sein müssen. Um die-

se Herausforderung zu bewältigen, sollten die Mitgliedstaaten 

für alle Arbeitskräfte, einschließlich der, die sich in prekären 

Beschäftigungsformen befinden, effiziente Ausbildungspro-

gramme garantieren. Um sicherzustellen, dass die Ausbil-

dungskosten nicht von den Arbeitskräften getragen werden, 

müssen sowohl die Arbeitgeber als auch die Regierungen die 

Investitionen in die Aus- und Weiterbildung erhöhen.

 
MIGRATION UND INTEGRATION 

MENSCHLICH GESTALTEN

Das Recht auf Asyl muss gewährleistet sein. Allerdings sollte 

sich eine Einzelperson nicht aussuchen können, in welchem 

Mitgliedstaat der Asylantrag geprüft wird. Um dies zu errei-

chen, muss die Kontrolle über die eu-Außengrenzen vorge-

nommen werden.

- Alle Mitgliedsländer sollten sich an der Umverteilung 

der in der eu ankommenden Asylwerber beteiligen und so die 

Verantwortung für die Aufnahme von  Asylwerbern teilen.

- Aufgrund der hohen Bedeutung der Integration von 

Flüchtlingen in den Arbeitsmarkt ist eine europäische Be-

schäftigungsinitiative hierfür erforderlich, die auch durch 

mehr Mittel aus dem Europäischen Sozialfonds gestützt wer-

den sollte.

EUROPÄISCHER PAKT FÜR DEN SOZIALEN FORTSCHRITT 

VON CHRISTIAN KERN, SIGMAR GABRIEL, STEFAN LÖFVEN, REINER HOFFMANN, ERICH FOGLAR

UND KARL-PETTER THORWALDSSON



- Zwischen den Mitgliedstaaten muss der Erfahrungs-

austausch weiter verstärkt  werden, insbesondere  auch hin-

sichtlich der Aufnahme unbegleiteter Kinder. Ziel muss es 

sein, die Rechte dieser Kinder zu stärken und Menschenhan-

del, Ausbeutung und sexuellen Missbrauch von Kindern zu 

verhindern.
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ach fünf Jahren ist es 2016 im fast dauerhaften Kri-

senmodus wirtschaftspolitisch ruhig geworden um 

die Eurozone. Den wesentlichsten Beitrag für ihre 

Stabilisierung lieferte ausgerechnet jene Instituti-

on, die sich gemäß ihrer Grundkonfiguration eigentlich aus 

der Wirtschaftspolitik weitgehend heraushalten müsste, die 

Europäische Zentralbank (ezb). Das sagt bereits einiges über 

offene Baustellen für die europäische wirtschaftspolitische 

Steuerungsarchitektur, auch Economic Governance genannt, 

aus. Diese soll nun weiter reformiert werden: Für März hat 

die eu-Kommission ein Weißbuch zur Weiterentwicklung der 

Eurozone zu einer »echten« Wirtschafts- und Währungsunion 

(wwu) angekündigt, das eine Konkretisierung des Berichts 

der fünf europäischen Präsidenten (Kommission, ezb, Euro-

päischer Rat, Eurogruppe und Parlament, Juncker et al. 2015) 

darstellt. 

WAS KENNZEICHNET EINE 

»FUNKTIONIERENDE« WWU?

Reformvorschläge – insbesondere von ÖkonomInnen – gibt 

es dafür en masse (für einen Überblick grundsätzlicher, eher 

parteipolitischer Positionen in Deutschland siehe Hacker/

Koch 2016). Weitgehender Konsens besteht, dass grundsätz-

liche Neuerungen politisch und juristisch schwierig und mit 

Risiken behaftet sind – und deshalb nur dann in Angriff ge-

nommen werden sollten, wenn sie wirklich notwendig er-

scheinen. Ausgangspunkt ist zumeist die Konstatierung eines 

dysfunktionalen aktuellen Settings. Dabei treten erhebliche 

Auffassungsunterschiede zu Tage, was eine »funktionierende« 

wwu kennzeichnet, wobei sich drei Dimensionen unterschei-

den lasse.

Ein erster Gradmesser für eine funktionierende wwu ist 

ihr Fortbestand. 

Ein zweites Kriterium ist die Erfüllung ihrer grundle-

genden Funktionen, die in der Präambel des Vertrags über 

die Europäische Union vor allem mit der »Konvergenz ih-

rer Volkswirtschaften« und dem »wirtschaftlichen und sozialen 

Fortschritt ihrer Völker unter Berücksichtigung des Grund-

satzes der nachhaltigen Entwicklung« definiert sind. So ge-

sehen funktioniert die wwu spätestens seit dem Übergang 

von expansiver Fiskalpolitik auf Austeritätspolitik 2010 nicht 

mehr. Als Schlagworte seien die schwache und divergierende 

Beschäftigungs- und Wirtschaftsentwicklung, steigende Ein-

kommensungleichheit und die zum Teil hohen Leistungsbil-

anzüberschüsse genannt (ausführlicher siehe z. B. Timbeau et 

al. 2016). 

Drittens kann »funktionieren« im Sinne von wirtschafts-

politischen Entscheidungsprozessen verstanden werden: Die-

ses Kriterium wäre dann erfüllt, wenn diese auf breite Akzep-

tanz stoßen, effizient getroffen und danach auch umgesetzt 

werden. Die wwu funktioniert in dieser Hinsicht nicht sehr 

gut, und durch die Governance-Reformen der letzten Jahre 

wohl auch nicht besser.

BRAUCHT ES EINE VERTIEFUNG, UM 

DEN FORTBESTAND DER WWU ZU SICHERN?

Reformen wie der Europäische Stabilitätsmechanismus (esm), 

eine verstärkte Koordinierung innerhalb der Eurogruppe, die 

Einführung eines Verfahrens zur Vermeidung makroökonomi-

scher Ungleichgewichte, strengere Fiskalregeln, die verstärkte 

WIRTSCHAFTS- UND WÄHRUNGSUNION BRAUCHT WOHLSTAND VON GEORG FEIGL 
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Die EU-Kommission hat für März 2017 die Vorlage eines Weißbuchs zur Weiterentwicklung der Wirtschafts- und Wäh-

rungsunion angekündigt. Georg Feigl wägt in seinem Beitrag ab, welche Risiken und Möglichkeiten diese Diskussion bein-

haltet. Eine weitere Verschärfung der Fiskalregeln muss unbedingt verhindert werden muss, die Etablierung einer »goldenen 

Investitionsregel« erscheint prioritär. Eine progressive Änderung des rechtlichen Vertragsrahmens wäre dafür sehr hilfreich, 

ist, so die These, aber nicht zwingend erforderlich und angesichts der politischen Mehrheitsverhältnisse kaum zu erwarten.
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Bankenregulierung und die unkonventionellen Maßnahmen 

der ezb zielten auf eine Sicherung der Existenz der Eurozone 

ab. Die Wirkung der Reformen war jedoch durchwachsen: 

Während die ezb-Maßnahmen die Eurozone tatsächlich stabi-

lisieren konnten, trugen die strengeren Fiskalregeln entschei-

dend zur erneuten Rezession 2012/2013 bei (weshalb sie seit-

dem bereits wieder flexibler ausgelegt werden). 

Mittelfristig dürften drei Probleme bleiben: Erstens das 

Fehlen von finanziellen Ausgleichmechanismen bei gleich-

zeitig restriktiven Fiskalregeln, die die Möglichkeit für nati-

onalstaatliche Korrekturmaßnahmen in asymmetrischen Kri-

sen erheblich einschränken. Zweitens gibt es nach wie vor 

große Außenhandelsungleichgewichte, die zu instabilen Aus-

landsvermögenspositionen führen können und in Ländern mit 

hoher Auslandsverschuldungen langfristig zu Druck auf die 

Löhne zur Verbesserung der Leistungsbilanz sowie laufenden 

Finanzabflüssen in Form von Kapitaleinkommen führen. Drit-

tens besteht die Gefahr einer langfristig schwachen wirtschaft-

lichen Entwicklung, die die Finanzierungsmöglichkeiten für 

den Sozialstaat ebenso schwächt, wie die Rückzahlungsfähig-

keit der Schulden – nicht zuletzt als Folge von Fiskalregeln 

und asymmetrischen Korrekturen der Leistungsbilanzdefizite.

Für eine ökonomische Stabilisierung auf niedrigem Ni-

veau könnte das insgesamt trotzdem reichen, auch wenn ein-

zelne Länder krisenanfällig bleiben werden. Zwei Hauptrisi-

ken ergeben sich in diesem Szenario. Erstens wird ökonomisch 

die Lage stets labil bleiben, wenn allfällig notwendige Hilfs-

kredite abermals an kontraproduktive Strukturanpassungspro-

gramme gekoppelt werden (siehe Griechenland). Zweitens 

könnten sich angesichts des gebrochenen Wohlstands- und 

Aufhol- bzw. Aufstiegsversprechen (verstärkt durch zukünfti-

ge Abstiegsängste begünstigt durch starke Zuwanderung) po-

litische Mehrheiten für einen Euro-Austritt ergeben (z. B. in 

Italien, wo die 5-Sterne-Bewegung und die Lega Nord bei 

den nächsten Wahlen gemeinsam eine absolute Mehrheit er-

reichen könnten).

WOHLSTANDSORIENTIERUNG 

SETZT POLITISCHEN WILLEN …

Das eigentliche Problem der Eurozone ist damit die falsche 

politische Ausrichtung bzw. die fehlende Wohlstandsorien-

tierung. Dafür wäre eine große institutionelle Reform der 

Eurozone zwar wünschenswert, doch ist sie nicht zwingend 

notwendig – politischer Wille und anders gelebte Prozesse 

würden bereits Vieles ermöglichen. Meine These lautet, dass 

die Fiskalregeln und das institutionelle Setting im Allgemeinen 

die Durchsetzung einer wohlstandsorientierten Wirtschafts-

politik zwar erschweren, letztlich aber auch nicht verhindern. 

In der Krise waren es vor allem die diskretionären politischen 

Entscheidungen, die zu einer besonders harten Kürzungspo-

litik – mit dementsprechend negativen makroökonomischen 

Effekten – führten (vgl. Feigl 2015). Und es war die langsame 

Neuorientierung der fiskalpolitischen Ausrichtung zwischen 

Frühjahr 2013 (Verlängerung der meisten Defizitverfahren 

und Senkung der jährlichen Konsolidierungsanforderungen) 

und Herbst 2016 (Empfehlung eines expansiven fiskalpoliti-

schen Kurses für die Eurozone durch die eu-Kommission), 

die neben der ezb-Politik zumindest eine gewisse wirtschaftli-

che Erholung ermöglichte.

Angesichts der politischen Mehrheitsverhältnisse in der eu 

ist eine politische Neuorientierung allerdings ähnlich schwie-

rig wie eine grundlegende Reform der Eurozone. Insbe-

sondere der konservative deutsche Finanzminister (mit Rü-

ckendeckung der Kanzlerin und wenig Gegenwehr des 

Koalitionspartners), aber auch der – formal der Sozialdemo-

kratie zugeordnete – Eurogruppenpräsident sowie informell 

stets einflussreiche ÖkonomInnen der ezb sind Garanten für 

die Durchsetzung einer austeritäts- und wettbewerbsorien-

tierten Grundausrichtung. Diese wird zunehmend institutio-

nell verankert: verschärfte Fiskalregeln, Fiskalpakt, Fiskalräte, 

eine Überwachung von – vor allem als Mangel an Wettbe-

werbsfähigkeit interpretierten – makroökonomischen Un-

gleichgewichten, Produktivitäts- und Wettbewerbsfähigkeits-

ausschüsse, etc.

Sowohl politisch als auch ökonomisch ist diese Grund-

ausrichtung problematisch: Trotz Globalisierung ist die Eu-

rozone ein relativ geschlossener Wirtschaftsraum. In praktisch 

jedem Mitgliedstaat ist die Inlandsnachfrage größer als die Ex-

portnachfrage – die wiederum zum überwiegenden Teil auf 

andere Eurozone-Staaten entfällt. Das spricht für eine ver-

stärkte Kooperation und gemeinsame Förderung der Euro-

zone-Nachfrage, z. B. mittels Lohnpolitik (vgl. Feigl/Zucker-

stätter 2013, Timbeau et al. 2016), nicht für die Förderung der 

Konkurrenz untereinander – vor allem wenn politisch eigent-

lich niemand verlieren soll, weil man zwischenstaatliche Span-

nungen vermeiden und Konvergenz erreichen möchte. Und 

dass starke Budgetkonsolidierung nicht zur rhetorisch so hoch 

gehaltenen Stabilität führt, sondern im Gegenteil die ökono-

mischen Probleme verschärft, ist heute mittlerweile internati-

onaler ökonomischer Mainstream.

 ZUKUNFT | 29 



 30 | ZUKUNFT 

… UND ANDERS GEHANDHABTE 

PROZESSE VORAUS, …

So trifft etwa der österreichische Bundeskanzler Kern ei-

nen wichtigen Punkt, wenn er meint, dass die zentrale Fra-

ge für eine »zukunftsbejahende europäische Perspektive« ist, 

wie wieder das Wohlstandsversprechen eingelöst wird (Kern 

2016). Für eine gesellschaftliche Refokussierung auf Wohl-

stand und sozialen Fortschritt kann z. B. auf die wegweisenden 

Ergebnisse der Stiglitz-Kommission (Stiglitz et al. 2009) zu-

rückgegriffen werden. Auch wenn europäische Wirtschafts-

politik komplizierter ist, weil weder Ziel, Kurs noch die Mit-

tel fürs Ankommen klar sind, so lässt sich an deren Metapher 

des Piloten, der verlässliche Messinstrumente braucht, um auf 

Kurs zu bleiben, anknüpfen: Für die Zielfestlegung kann der 

Vorschlag der Stiglitz-Kommission eines »hohen und nachhal-

tigen Wohlbefindens« selbst herangezogen werden. Dies um-

fasst ökonomische Grundlagen, aber auch andere Aspekte des 

Lebens sowie die natürlichen Lebensbedingungen; Um über 

den gesellschaftlichen Kurs zur Zielerreichung entscheiden zu 

können, stehen (strategisch selektive) politische Institutionen, 

Regeln und Prozesse (»Governance«) zur Verfügung. Im Rah-

men dieser Governance wird dann der Kurs in Form politi-

scher Maßnahmen festgelegt; Ein wohlstandsorientiertes Indi-

katorenset (ähnlich z. B. der Initiative »Wie geht’s Österreich« 

der Statistik Austria, vgl. Statistik Austria 2016) kann zur Fest-

stellung der Zielerreichung und als empirische Grundlage für 

zukünftige Entscheidungen eine wichtige Rolle übernehmen. 

Als Vermittlung zwischen Leitbild und Indikatoren kann 

ein neues »magisches Vieleck der Wirtschaftspolitik« (vgl. 

Dullien/van Treeck 2012) dienen, innerhalb dessen wirt-

schaftspolitische Differenzen und Interessengegensätze dis-

kutiert und Entscheidungen evidenzbasiert getroffen werden 

könnten. Um am Wohlstandsversprechen der eu direkt an-

zuknüpfen, sollte dieses Vieleck explizit wohlstandsorientiert 

sein (siehe ausführlicher Feigl 2016): Wie bereits die histo-

rische Variante sollte es allgemeine wirtschaftspolitische Zie-

le umfassen (wobei das alte Ziel Wirtschaftswachstum eben 

durch Wohlstand, Lebensqualität und intakte Umwelt zu er-

setzen ist), aber auch Restriktionen für deren nachhaltige Ent-

wicklung berücksichtigen (wie Preisstabilität und ein außen-

wirtschaftliches Gleichgewicht, angesichts der Finanz- und 

Wirtschaftskrise aber auch die Stabilität der Finanzmärkte und 

der Staatstätigkeit). 

 

Ein solches magisches Vieleck wohlstandsorientierter 

Wirtschaftspolitik könnte dann die Basis für einen Jahreswohl-

standsbericht sein, mit dem das sogenannte Europäische Se-
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mester zur Koordination der Wirtschaftspolitik zukünftig ge-

startet werden sollte. Dieses Semester sollte aber im Gegensatz 

zu heute mehr Akteure besser in den Entscheidungsprozess 

einbinden. 

… ABER NICHT ZWINGEND 

RECHTLICHE ÄNDERUNGEN

All das könnte einfach getan werden, auch wenn eine Institutio-

nalisierung mittels Vertrags- oder Sekundärrechtsänderung hilf-

reich wäre. In diesem Fall könnten auch repräsentative Wohl-

standsräte als begleitende ExpertInnengremien auf europäischer 

und nationaler Ebene eingerichtet werden, die die bisherigen 

Fiskalräte bzw. die neuen Produktivitätsausschüsse ersetzen, um 

deren einseitige Fokussierung auf einzelne wirtschaftspolitische 

Bereiche zu überwinden und Konvergenz zu fördern. 

Ebenfalls hilfreich wäre eine Reform der Fiskalregeln als 

wichtigstes Hindernis für eine wohlstandsorientierte Wirt-

schaftspolitik, auch wenn durch die gelebte Flexibilisierung 

bereits jetzt viel mehr möglich ist als es auf den ersten Blick 

den Anschein hat (vgl. Timbeau et al. 2016, Tabelle 12). We-

sentlich ist zum einen die Ausschaltung der prozyklischsten 

Regel, die Grenze für das Maastricht-Defizit von 3  % des bip. 

Zum anderen bedarf es der Einführung einer goldenen In-

vestitionsregel (Truger 2015), die den für die staatliche Leis-

tungsfähigkeit besonders relevanten öffentlichen Kapital-

stock schützt (der in der Eurozone mittlerweile schrumpft, in 

Deutschland bereits schon länger) und das für eine Stabilisie-

rung der Staatsfinanzen überschießende Ziel eines strukturel-

len Nulldefizits lockert. 

Darüber hinaus ist sicherzustellen, dass die Einnahmen-

basis des Staates nicht weiter erodiert, z. B. durch eine kon-

sequente Bekämpfung des internen Steuerwettbewerbs bzw. 

von Steuerbetrug und -flucht. Ähnliches gilt für soziale Stan-

dards – hier ist die gewerkschaftliche Forderungen nach ei-

nem Sozialpakt bzw. umfassender einem »neuen sozialen Ak-

tionsprogramm« (ak 2016) wegweisend.

DIVERGENZ ALS ZWEITES GROSSES PROBLEM

Ein zweites wesentliches Problem der aktuellen wwu sind die 

ungleichen ökonomischen und sozialen Bedingungen. Inner-

halb der Mitgliedstaaten betrifft das den langfristigen Trend 

zur zunehmend ungleichen Verteilung von Einkommen, 

Vermögen, Arbeit (qualitativ und quantitativ) und Lebens-

chancen. Statt diese Entwicklung zu korrigieren, wird die 

Situation in der wwu verschärft: Durch den austeritäts- und 

wettbewerbsorientierten Fokus geraten Sozialstaat, Arbeits-

marktregulierung und Löhne unter Druck, ohne dass eine 

verstärkt progressive Besteuerung ausgleichend wirken würde. 

Gleichzeitig führt dieser Fokus auch zur Verstärkung der 

Unterschiede zwischen den Mitgliedstaaten. Mildernd wirken 

zum einen das eu-Budget, das mit 1 % des bip jedoch nur we-

nig Wirkung entfalten kann, und zum anderen ebenfalls relativ 

kleine interne Migrationsbewegungen. Demgegenüber stehen 

ungleiche Produktionsstrukturen (überspitzt dargestellt über-

durchschnittlich relevanter Industriesektor im nördlicheren 

und Tourismus im südlicheren Teil), die divergierende Pro-

duktivitätsentwicklungen fördern und damit Konvergenz er-

schweren. Auch die bereits erwähnte bewusste Unterwerfung 

der Mitgliedstaaten unter den »disziplinierenden« Druck der 

Finanzmärkte trägt zur Divergenz bei. Erschwert wird die Si-

tuation durch unterschiedliche Konjunkturzyklen und gerin-

gen politischen Kooperationswillen, die tragfähige Kompro-

misse erschweren und asymmetrische Korrekturen erzwingen. 

Ein solches Setting ist nicht im Sinne einer auf Wohl-

stand und Konvergenz bedachten Wirtschaftspolitik. Gleich-

zeitig gibt es durchaus Akteure, die kein Problem mit Diver-

genz – und damit Krisenanfälligkeit – haben, weil Krisen auch 

Chancen bergen (zumindest so lange sie nicht außer Kont-

rolle geraten). Nicht umsonst unterstützen global orientier-

te Unternehmen, Vermögende sowie kurzfristig auch breite-

re Bevölkerungsschichten in jenen Ländern, die gerade nicht 

in einem asymmetrischen Anpassungsprozess sind, tendenzi-

ell eine Vertiefung oder zumindest Absicherung dieses spe-

zifischen Settings. In der aktuellen Vertiefungsdebatte äußert 

sich diese Position in Forderungen nach einer verschärften 

Anwendung des makroökonomischen Ungleichgewichtsver-

fahren, die Koppelung von eu-Geldern (oder einem – eher 

symbolischen – Eurozone-Budget) an angebotsseitige Struk-

turreformen, die Risikogewichtung von Staatsanleihen, die 

Ausschlussmöglichkeit einzelner Länder aus dem Euro und 

vor allem der Start eines neuen »Konvergenzprozesses«, bei 

dem jedoch die Idee der Konvergenz pervertiert wird: Nicht 

mehr die Konvergenz auf ein hohes Wohlstandsniveau ist ge-

meint, sondern eine »Konvergenz in Richtung ähnlich wider-

standsfähiger nationaler Wirtschaftsstrukturen« im Sinne der 

Absorptionskapazität bei asymmetrischen Schocks bzw. Kri-

sen – und damit tendenziell das Gegenteil von wohlstandsori-

entierter Konvergenz. All das sowie die Idee einer neuerlichen 

Deregulierung der Finanzmärkte unter der Überschrift »Ka-

pitalmarktunion« finden sich im Fünf-Präsidenten-Bericht. In 



 32 | ZUKUNFT 

der Tat würde das »die Wirtschafts- und Währungsunion Eu-

ropas vollenden« (wie der Titel des Berichts lautet) – nur eben 

in Bezug auf jenes Setting, das eine Wohlstandsorientierung 

stärker blockiert. 

Eine progressive Vertiefung der wwu, die sowohl einen 

insgesamt höheren Wohlstand sowie Konvergenz bzw. Krisen-

festigkeit fördert, ist ungleich voraussetzungsvoller. Aktuell – 

und angesichts derzeitiger Umfragewerte auch in der näheren 

Zukunft – fehlen vor allem politische Mehrheiten für ein sol-

ches Projekt. In dieser Situation könnte das magische Vieleck 

wohlstandsorientierter Wirtschaftspolitik ein Einstiegsprojekt 

darstellen, weil es integral sowohl den höheren Wohlstand 

als auch Divergenz/Krisenfestigkeit berücksichtigt und evi-

denzbasierte Kompromissfindung fördert. So dürfte es inner-

halb eines solchen Settings angesichts einer Arbeitslosenquote 

von immer noch knapp 10 % in der Eurozone und der Viel-

zahl an objektiven ökonomischen, sozialen und politischen 

Folgeproblemen leichter sein, die politische Priorität auf die 

Schaffung von Beschäftigung zu lenken. Hinsichtlich der all-

gemeinen Krisenprävention müssten die für eine nachhaltige 

wirtschaftliche Entwicklung notwendigen Ziele aus dem ma-

gischen Vieleck heraus ausgewogener als bisher berücksich-

tigt werden. 

Die Ableitung wäre dann bspw. nicht wie jetzt angebots-

orientierte Strukturreformen in allen Ländern, sondern ein 

Schwerpunkt auf jene Bereiche mit den größten Zielabwei-

chungen. Aktuell würde das das außenwirtschaftliche Gleich-

gewicht betreffen: So weist die Eurozone insgesamt einen 

nicht nachhaltigen Leistungsbilanzüberschuss von rund 4 % 

des bip auf, der vor allem auf Deutschland und die Nieder-

lande zurückzuführen ist. Da Überschüsse auch als Importde-

fizite verstanden werden können (Feigl/Zuckerstätter 2013), 

ist in diesen Ländern ein Nachfrageschub mittels expansiver 

Lohn- und Fiskalpolitik zu erreichen. Nachdem beides jedoch 

schwer zu verordnen ist, braucht es ein Bündel an »weichen« 

Maßnahmen auf europäischer wie nationaler Ebene (Timbeau 

et al. 2016): eine goldene Lohnregel als Richtschnur für die 

Soll-Lohnentwicklung zur Unterbindung anhaltender Um-

verteilung von Löhnen zu Gewinnen, einen ernstzunehmen-

den Makroökonomischen Dialog in der Eurozone, Konver-

genz als explizites Ziel der nationalen Produktivitätsausschüsse 

und Fiskalräte und eine Sicherung niedriger Zinsen zur Ver-

meidung übermäßiger Vermögenseinkommenstransfers von 

Mitgliedstaaten mit negativer Nettoauslandsvermögenpositi-

on. Die Angleichung sollte durch höhere europäische finanzi-

elle Transfers für produktive Investitionen unterstützt werden, 

die zudem zum Abbau der besonders hohen Arbeitslosigkeit 

in der Peripherie beitragen können.

AUSBLICK

Aufgrund der ungünstigen politischen Mehrheitsverhältnisse 

gilt es kurzfristig eine neoliberale Vertiefung zu verhindern 

und sich für pragmatische mehrheitsfähige Verbesserungen 

einzusetzen, beispielsweise im Zuge der wwu-Weißbuch-

Debatte. Dazu zählt die goldene Investitionsregel, die sowohl 

an betriebswirtschaftlichen als auch gesamtgesellschaftlichen 

Logiken anknüpft, vom ökonomischen Mainstream unter-

stützt wird (vgl. etwa Claeys et al. 2016) und beachtliche 

makroökonomische Effekte hätte (Truger 2016); oder pro-

gressive Strukturreformen, wie der Ausbau der Kinderbetreu-

ung, Förderung der Inklusion von MigrantInnen und eine 

Verbesserung der Aus- und Weiterbildung. Auch gilt es die 

Lippenbekenntnisse von konservativer Seite zu sozialer Fair-

ness und Verteilungsgerechtigkeit zu nutzen, die im Zuge von 

Brexit und erstarkendem Rechtspopulismus zu vernehmen 

sind – beispielsweise für die Umsetzung eines sozialen Akti-

onsprogramms oder gegen die Wettbewerbsverzerrung durch 

unlautere Steuerpraktiken. Gegen eine wohlstandsorientierte 

Reform der Economic Governance, die zwar den Diskurs ver-

schiebt aber letztlich ergebnisoffen bleibt, ist zumindest nicht 

mit massivem offenen Widerstand zu rechnen. Ähnliches gilt 

für eine Aufwertung des Europäischen Parlaments, des Mak-

roökonomischen Dialogs oder des Europäischen Wirtschafts- 

und Sozialausschuss, die die wirtschaftspolitische Ausrichtung 

demokratischer – und damit politisierbar – machen würden.

Über das kurzfristig Mögliche hinaus gilt es trotz aller 

Schwierigkeiten an einer weitreichenderen progressiven Ver-

tiefungsagenda festzuhalten: verstärkte politische Kooperation 

zur Durchsetzung von Konvergenz der Wohlstands-, Sozial- 

und Umweltstandards auf hohem Niveau, mit Sicherung ei-

ner entsprechenden Basis durch progressiver ausgestaltete öf-

fentliche Einnahmen, einem ernstzunehmenden europäischen 

Finanzausgleich und Reduktion des Wettbewerbsdrucks.

GEORG FEIGL 
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ittlerweile ist unter ernst zu nehmenden Wis-

senschaftlern1 weitgehend unbestritten, dass die 

weltweit zunehmende oder zu hohe Arbeitslo-

sigkeit primär dem Prozess des technologischen 

Wandels geschuldet ist und nur zu einem geringeren Anteil 

der sog. Globalisierung. Es stellt sich daher die Frage, ob wir 

diesem Erosionsprozess des Arbeitsmarktes, der individuellen 

Beschäftigungs-Chancen und der Finanzierung des Staates 

und der sozialen Sicherheit tatenlos zusehen wollen oder ob 

politisch etwas getan werden kann und wenn ja, was.

DENKMÖGLICHKEITEN

Hier sollen zunächst verschiedene Denkmöglichkeiten skiz-

ziert und ausgelotet werden – vorläufig noch ohne Festlegun-

gen auf bestimmte bevorzugte Optionen:

 – Unter Zugrundelegung der oben skizzierten Einschät-

zungen gibt es im Grunde nur wenige Möglichkeiten der 

Reaktion: den technologischen Wandel zu stoppen bzw. 

zu verlangsamen oder den technologischen Wandel sozi-

al abzufedern bzw. seine Vorteile auf alle zu verteilen und/

oder die aus dem technologischen Wandel erzielten Ge-

winne so zu besteuern, dass die Staaten in die Lage ver-

setzt sind, alternative Beschäftigungskonzepte umzusetzen 

und zu finanzieren.

 – Ein Stopp des technologischen Wandels kommt aus Grün-

den des internationalen Wettbewerbs und des offenen 

wirtschaftlichen Austauschs nicht, bzw. nur dann infrage, 

wenn sich ein Staat vollständig abkapselt. Dieser Weg wäre 

jedenfalls mit beträchtlichen Wohlstandseinbußen verbun-

den und sollte daher nicht in Erwägung gezogen werden.

 – Eine Verlangsamung könnte z. B. mit einer sog. Wert-

schöpfungsabgabe, also einer Steuer auf die Effizienz- und 

Produktivitätsgewinne aus der Digitalisierung, erreicht 

werden, allerdings wohl bloß im zumindest europäischen 

Gleichklang, wenn nicht eine starke  Abwanderung ge-

rade der technologisch fortgeschrittensten Unternehmen 

erreicht werden soll. 

 – Eine Verlangsamung kann allerdings auch durch Sen-

kung der Lohnnebenkosten und durch die Subventionie-

rung gering qualifizierter Beschäftigter erfolgen, indem 

der Kostendruck als Triebfeder der Automatisierung re-

duziert wird.

 – Eine soziale Abfederung des Prozesses kann einerseits über 

breit angelegte Bildungs- und Weiterbildungsinitiativen, 

wo notwendig auch mit Umschulungen, versucht werden. 

Ohne weiter gehende Maßnahmen besteht allerdings auch 

das Risiko der Produktion von mehr qualifizierten Ar-

beitslosen. Die Automatisierung braucht nun einmal we-

niger Beschäftigte.

 – Ebenfalls unter der Rubrik soziale Abfederung der Wir-

kungen des technologischen Wandels und der steigenden 

Produktivität könnten Maßnahmen der Arbeitszeitverkür-

zung gesehen werden – sinnvoll eingesetzt erlaubten sol-

che Maßnahmen eine Beteiligung der ArbeitnehmerInnen 

am Produktivitätsfortschritt durch vermehrte Freizeit.

 – Eine bloße stärkere Gewinnbesteuerung bei den Unter-

nehmen, die am meisten vom technologischen Wandel 

profitieren, würde zwar den Wandel nicht stoppen bzw. 

verlangsamen, aber würde bei der gegebenen Beweglich-

keit des Kapitals wohl nur im internationalen Gleichklang 

oder dann möglich sein, wenn noch weitere Maßnahmen 

gesetzt werden könnten (vgl. den übernächsten Punkt).

 – Aber wer sagt, dass Unternehmen, die das Internet der 

Dinge (Industrie 4.0) ein- und umsetzen höhere Gewinne 

erzielen, als andere, die das nicht tun bzw. im Wettbewerb 

mit anderen, die das auch tun? 

 – Allenfalls gibt es eine Möglichkeit, mit einer Besteuerung 
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bzw. mit einem Zoll auf unter Nutzung neuester Tech-

nologien hergestellte Produkte auch dann Finanzierungs-

grundlagen für den Staat zu generieren, wenn eine Ge-

winnbesteuerung beim Hersteller nicht möglich ist, um 

den Staat in die Lage zu versetzen, alternative Beschäfti-

gungschancen für arbeitslos gewordene Personen zu finan-

zieren. Nicht besonders attraktiv.

VORAUSSETZUNGEN

Welche politischen Voraussetzungen sind nötig, um 

wirkungsvoll etwas tun 

zu können

 – National: ein breiter Diskussionsprozess über die vor uns 

liegenden Herausforderungen und über Ansätze, ihnen zu 

begegnen und Beauftragung von wifo und ihs, die Fol-

gen des technologischen Wandels unter Zugrundelegung 

unterschiedlicher Szenarien pro futuro einigermaßen zu 

quantifizieren.

 – Eine breite (absolute Mehrheit) Verständigung in Politik 

und Zivilgesellschaft und mit den Arbeitgeber- und Ar-

beitnehmerorganisationen über das Problem und die Lö-

sungsansätze. Dabei sollte von Anbeginn deutlich gemacht 

werden, dass ein entscheidendes Instrument zur Lösung, 

Abstimmung innerhalb der eu sein muss.

 – Ein Prozess der Abstimmung mit Schwesterparteien im 

europäischen Ausland

 – Für die sp eine Abstimmung der Problemsicht und mög-

licher Lösungsansätze innerhalb der Sozialistischen 

Internationale

 – Eine konzertierte Bemühung um europäische Verständi-

gung auf die Probleme und Maßnahmen zu deren Bewäl-

tigung. Erfolg dieser Strategie ist allerdings davon abhän-

gig, dass es zuvor gelingt, die Entscheidungsprozesse der 

eu wieder zur Lösung gemeinsamer Herausforderungen 

flott zu machen2 und nationalstaatliche Egoismen hintan 

zu stellen. 

VORSCHLÄGE:

A. Wie den Verlust 

von Arbeitsplätzen verlangsamen? 

Teilweise sind schon Maßnahmen der Art, wie sie am 30. Jän-

ner von der Bundesregierung beschlossen wurden, geeignet:

 – Substanzielle Lohnnebenkostensenkung, damit eine der 

Triebfedern für Automatisierung – die Kosten der Be-

schäftigung – etwas entspannt wird

 – Subventionierung von Beschäftigung gering qualifizierter 

Arbeitskräfte, denn sie sind es, die schon heute (überwie-

gend) durch den technologischen Wandel auf der Strecke 

bleiben

 – Breit angelegte Maßnahmen zur Weiterbildung Beschäf-

tigter im technologisch fortgeschrittenen Bereich

 – Verstärkte Anstrengungen, um die Zahl der schlecht Qua-

lifizierten möglichst klein zu halten (Ausbildungsgarantie 

usw.)

B. Den Prozess des technologischen 

Wandels nicht behindern

Lässt sich der digitale Wandel steuern, fragt in seinem Arti-

kel »Digitalisierung braucht Offenheit« Thomas Fuster in der 

nzz3 und gibt auch gleich die Antwort: »Wohl kaum. So weiß 

niemand, welche Technologien sich durchsetzen werden und 

welche nicht.« Letztlich basiert der Artikel auf liberalen Über-

zeugungen und auf den Positionen des schweizerischen Wirt-

schaftsdachverbandes Economiesuisse. »Um die Chancen der 

Digitalisierung nutzen zu können, ist laut Heinz Karrer, Präsi-

dent von Economiesuisse, (…) das Gegenteil von Regulation 

nötig, nämlich möglichst viel unternehmerischer Freiraum. 

Neue Geschäftsideen entstünden in den Firmen und nicht auf 

dem Reißbrett der Politik.« 

Dem ist wohl auch von sozialdemokratischer Seite zuzu-

stimmen. Uns kann es nicht um Technologieverweigerung 

oder Maschinenstürmerei gehen. Uns muss es aber darum ge-

hen, eine faire Verteilung der Vorteile des wirtschaftlich-tech-

nischen Fortschritts zu erreichen.

C. Wie möglichst alle am Nutzen 

des technologischen Wandels teilhaben lassen?

Mir scheint in diesem Zusammenhang eine Politik der Ar-

beitszeitverkürzung am ehesten zum Ziel zu führen. Zwar 

trägt auch sie, insbesondere wenn sie mit vollem Lohnaus-

gleich erfolgt, zur Dynamik der Verdrängung von Beschäf-

tigung durch Automatisierung bei. Aber eine möglichst so-

lidarische Lösung sollte die Verdrängungseffekte in Grenzen 

halten und teilweise durch Nachbesetzungen auszugleichen 

helfen. 

Eine solche Arbeitszeitverkürzung könnte zunächst in ei-

nem größeren Schritt (z.B. auf 35 Stunden) mit vollem Lohn-

ausgleich – immerhin ist der Prozess, dessen negative Wirkun-

gen es auszugleichen gilt, schon weit fortgeschritten - und 

anschließend schrittweise im Ausmaß des jährlichen Produkti-

vitätsgewinns mit 50% Lohnausgleich im Sinne einer nationa-

len Kraftanstrengung erfolgen. Auf europäische Ebene könn-
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te für eine Ausweitung dieser Maßnahme geworben werden 

im Sinne einer europäischen Kraftanstrengung im Sinne der 

Solidarität.

D. Und wo sollen Arbeitsplätze erhalten 

und alternative, sinnstiftende neue geschaffen werden?

Hier sollen lediglich erste Beispiele genannt werden:

 – Ausbau sozialer und pflegerischer Dienste für die altern-

de Gesellschaft

 – Ausbau der Kinderbetreuung in Kindergärten und 

Krippen

 – Ausbau der Ganztagsschulen mit entsprechender 

Betreuung 

 –  Für schwierige SchülerInnen Bereitstellung zusätzlichen 

Fachpersonals (LehrerInnen, PsychologInnen, Sozialarbei-

terInnen usw.)

 –  Schaffung von (Weiter-) Bildungsangeboten für alle, de-

ren Qualifikation in Not gerät oder die sich weiterbilden 

wollen

 –  Verbesserung des Betreuungsverhältnisses in den Univer-

sitäten – allerdings nicht durch Begrenzung der Studien-

zulassung, sondern durch Erweiterung des wissenschaftli-

chen Personals

 –  Ausbau der Integrationshilfen für Flüchtlinge und Mig-

ranten (Sprache, Berufsanpassung usw.)

 –  Ausbau der europäischen Dienste zur Außengrenzkontrolle 

Dafür werden allerdings auch zusätzliche staatliche Ein-

nahmen nötig. Der iwf schlägt dazu Vermögens- und Erb-

schaftssteuern vor, auch die Grundsteuer könnte substanziell 

erhöht werden – zum Ausgleich allenfalls Entfall der Kom-

munalsteuer usw. Es  könnten auch Umschichtungen in den 

bisherigen Ausgaben (z.B. Kosten des üppigen Föderalismus) 

teilweise zur Finanzierung beitragen.

CASPAR EINEM 

war Mitglied der Bundesregierung und 

des Nationalrats, Präsident des BSA und ist Vizepräsident 

des Europäischen Forum Alpbachs und Chefredakteur der ZUKUNFT.

1. Vgl. dazu zuletzt u.a. Christoph Badelt im standard vom 3. 2. 2017

2. Das setzt nicht zuletzt voraus, dass nationale Spezialbedürfnisse nicht ein-

fach zu Lasten der anderen Partner durchgesetzt werden. Inländervorrang 

auf dem Arbeitsmarkt oder Debatten über die Entsenderichtlinie gehen 

dabei nicht nur ins Herz der Grundkonzeption der europäischen Freizü-

gigkeit, sondern vor allem frontal gegen die neuen Mitglieder der eu von 

2004/2007 und blockieren so die Konsensfindung in anderen Feldern. 

3. nzz Internationale Ausgabe, 28. Jänner 2017, Seite 11
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ie Welle des politischen Rechtspopulismus rollte 

2016 gnadenlos über Europa und die Welt: Bei den 

Landtagswahlen in deutschen Bundesländern tri-

umphierte die AfD, in Großbritannien entschied 

sich die große Mehrheit den Brexit, in Italien verlor Matteo 

Renzi das mit seiner Person verknüpfte Verfassungs-Plebiszit 

und in den usa unterlag Hillary Clinton völlig unerwartet ih-

rem Kontrahenten Donald Trump. 

Es war dieser Schock, der auch in der Sozialdemokratie die 

von Autoren wie Owen Jones und Didier Eribon getragene 

Diskussion über die politische Rolle der ArbeiterInnenklasse 

(zukunft 10/2016) wieder befeuert hat. Trumps Wahlerfolg 

wurde mit guten Argumenten als symbolischer Untergang der 

politischen Mitte analysiert:1 Es brauche Konfrontation, nicht 

Kompromisse mit der global agierenden Oberschicht. 

»NICHT RECHTS, NICHT LINKS«: 

DAS PHÄNOMEN MACRON

Macrons relativ gute Umfragewerte scheinen nur wenige 

Wochen später, ebenso wie die Wahl des Hartz-Reformers 

Frank-Walter Steinmeier zum deutschen Bundespräsidenten, 

Martin Schulz‘ Kanzlerkandidatur oder Matteo Renzis Ver-

such eines Polit-Comebacks, derartige Hypothesen zu ent-

kräften. Teile der etablierten Linken suchen ihr Heil vor der 

rechten Gefahr bereitwillig in den Armen scheinbar charis-

matischer, medial abgefeierter Führungspersönlichkeiten, die 

mit einem Programm »jenseits von links und rechts« Wahler-

folge versprechen.

Es wäre aber ein grundlegendes Missverständnis, das aktu-

elle Hoch für Emmanuel Macron als Zustimmung zu einer an 

den Dritten Weg angelehnten inhaltlichen Konzeption zu se-

hen. Zum einen ist sein Einzug in die Stichwahl keineswegs 

eine ausgemachte Sache. Dass sie derzeit aber immerhin eine 

wahrscheinliche Variante ist, hat mit mehreren Faktoren zu 

tun, die Frankreichs Polit-Landschaft erschüttern.

HOLLANDES POLITISCHER BANKROTT

Da wäre zuallererst das beispiellose Scheitern der Präsident-

schaft von François Hollande zu nennen: 77 % der Franzosen 

haben eine schlechte Meinung über seine Präsidentschaft, de-

ren Politik sie für ungerecht und in noch größerem Ausmaß 

für ineffizient halten.2 Selbst unter den sich als links dekla-

rierenden WählerInnen überwiegen mit 54 % die KritikerIn-

nen seiner Amtsführung und hat der Parti Socialiste (ps) nach 

fünf Jahren Hollande sogar ein noch schlechteres Image als der 

rechtsextreme Front National (fn).3 Hollandes Präsidentschaft 

hat aber nicht nur ein Problem mit der öffentlichen Meinung, 

sondern hat schwere, kaum zu kittende Brüche innerhalb des 

linken politischen Lagers hinterlassen. Mit dem Einschwen-

ken auf einen unternehmerfreundlichen Wirtschaftskurs und 

der Durchsetzung heikler Gesetzesmaterien durch Regie-

rungsverordnungen – am Parlament vorbei – haben Präsident 

Hollande, sein im April 2014 berufener Premierminister Ma-

nuel Valls und Wirtschaftsminister Macron die traditionellen 

linken Bündnispartner, Grüne und KommunistInnen, in eine 

kritische Distanz gezwungen. Mit einem innerparteilichen 

»Befreiungsschlag« beförderte Valls ein halbes Jahr später die 

dem linken Parteiflügel angehörenden Minister Arnaud Mon-

tebourg und Benoît Hamon aus dem Kabinett. Er stellte da-

mit die »Kohärenz der Regierungsarbeit« her, hinterließ aber 

tiefe Gräben innerhalb der Regierungspartei. Im verbliebenen 

Regierungslagers lieferten sich hinter den Kulissen Hollande, 

DER LEOPARD VON PARIS VON LUDWIG DVOŘÁK

Der Leopard von Paris
Emmanuel Macron wird in deutschsprachigen Medien schon als Sieger der französischen Präsidentenwahlen am 23.  4. 

und 7.  5. 2017 gehandelt. Noch bevor er gewählt ist, feiern manche seine Formation »En marche!« als französische Reinkar-

nation des Blair-Schröder-Kurses und erfolgversprechende Antwort auf den Rechtspopulismus. Doch das ist für Ludwig 

Dvořák ein für die Sozialdemokratie potenziell verhängnisvolles Missverständnis
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Valls und der vom Präsidenten protegierte Macron ein un-

durchsichtiges Intrigenspiel, in dem jeder auf den Fehler des 

anderen lauerte, um sich selbst für eine Präsidentschaftskan-

didatur 2017 in Stellung zu bringen. Während Valls in seinem 

Amt als Premierminister auf Hollandes Aufgeben wartete, 

gründete Macron im April 2016 seine eigene politische For-

mation »En marche!« und verließ im August die Regierung. 

Damit spaltete sich – nach dem Zerwürfnis mit den tradi-

tionellen linken Bündnispartnern und dem innerparteilichen 

Bruch mit der Parteilinken – de facto, wenn auch nicht for-

mell, auch noch der rechte Flügel des ps. 

RECHTSKURS DER »REPUBLICAINS«

Während Macron auf der einen Seite jene Vertreter des rech-

ten ps-Flügels einsammeln konnte, die in seiner Person das 

Rettungsboot für ein sinkendes Regierungsschiff sehen, kam 

ihm gleichzeitig das Ergebnis der Vorwahlen der bürgerlichen 

Rechten sehr gelegen: Völlig überraschend setzte sich der 

uncharismatische Ex-Premier François Fillon mit einem ge-

sellschaftspolitisch reaktionären und wirtschaftspolitisch neoli-

beralen Programm gegen den als gemäßigter geltenden Alain 

Juppé klar durch. Damit eröffnete sich im politischen Zent-

rum ein Fenster, um gemäßigte bürgerliche WählerInnen an 

sich zu binden. Macron lässt es aber auch an Signalen an das 

erz-katholische Stammpublikum Fillons nicht mangeln und 

bezeichnete die Vorgangsweise zur Eherechtsreform mit der 

weitgehenden Gleichstellung Homosexueller als »einen der 

schwersten Fehler der Regierung«, mit dem sie die Gegner 

der Gleichstellung »gedemütigt habe«.4 

 
»POPULISMUS VON OBEN«

Vor allem verfolgte Macron mit der Absetzbewegung von sei-

nem politischen Mentor François Hollande und von Manuel 

Valls, von dem ihn inhaltlich sehr wenig trennt, ein großes 

Ziel: Sich selbst als Kandidat jenseits der etablierten Parteipo-

litik zu präsentieren. Es sind nicht Macrons angedeutete, sozi-

al-liberale Konzepte – sein Wahlprogramm wird erst Anfang 

März präsentiert5 –, die Zustimmung bringen, sondern seine 

Inszenierung als »Kämpfer gegen das System«, gegen den von 

Parteien geführten Staat.6 Der Soziologe Michel Wieviorka 

hat diese Strategie treffend als »Populismus von oben« be-

zeichnet7, mit dem Macron aus der mangelnden Popularität 

des als besonders abgehobenen französischen Politikbetriebs 

Kapital zu schlagen versucht.

All das hätte aber nicht genügt, um Macron eine realis-

tische Chance zu verschaffen, die Stichwahl zu erreichen. 

Monatelang galt es als ausgemachte Sache, dass die Chefin 

des rechtsextremen fn, Marine Le Pen, den zweiten Wahl-

gang mit dem Kandidaten der bürgerlichen Rechten bestrei-

ten wird. Doch eine Finanzaffäre – Fillon wird vorgeworfen, 

seine Ehefrau ohne Gegenleistung auf Staatskosten als Mitar-

beiterin geführt und bezahlt zu haben – brachte den Konser-

vativen ins Schleudern. Auch Marine Le Pen wird vorgewor-

fen, im Europäischen Parlament Mitarbeiter nur zum Schein 

beschäftigt zu haben. Es sind damit ironischerweise die füh-

renden Persönlichkeiten der beiden größten Oppositions-

parteien, die aktuell im Zentrum von Korruptionsvorwürfen 

stehen. Für Macrons Anti-Parteien-Populismus kommt das je-

denfalls nicht ungelegen. 

DIE VORWAHLEN DES PS

Doch die Vorwahlen der Sozialisten und der mit ihnen ver-

bündeten Kleinstparteien haben Ende Jänner Macrons Pläne, 

sich als einzig realistische Option für linke WählerInnen zu 

präsentieren, erheblich durcheinandergebracht. Völlig über-

raschend setzte sich in der Stichwahl der linke Außenseiter 

Benoît Hamon mit 59 % klar gegen den Favoriten Manuel 

Valls durch und eröffnete den SozialistInnen eine neue Per-

spektive. Monatelang hatten die Umfragen einem ps-Kandi-

daten den demütigenden fünften Platz hinter dem 2009 aus 

dem ps ausgetretenen Linken Jean-Luc Mélenchon prognosti-

ziert, der mit Umfragewerten von rund 15 % monatelang auch 

Ex-WählerInnen des ps um sich scharen konnte. Die Wahl 

Hamons hat die »traditionellen« Größenverhältnisse wieder-

hergestellt, Hamon liegt seit den Vorwahlen wieder deutlich 

vor Mélenchon. Und auch wenn ein Verzicht Mélenchons 

zugunsten einer gemeinsamen linken Kandidatur als unwahr-

scheinlich gilt,8 stellt ein mögliches Wahlbündnis mit dem ps 

die fragile Unterstützung der Kommunistischen Partei (pcf) 

für Mélenchon in Frage9 und macht einen Kandidaturverzicht 

der Grünen zumindest möglich.10 

AKTUELLE UMFRAGEN

Zwei Monate vor dem ersten Wahlgang ist damit alles im 

Fluss – nur Le Pens Einzug in die Stichwahl muss als einiger-

maßen sicher angesehen werden. Macron hat in den letzten 

Tagen an Zustimmung eingebüßt und liegt nach Wochen auf 

dem klaren zweiten Platz in den aktuellen Umfragen der bei-

den großen Umfrageinstitute wieder gleichauf mit dem an-

geschlagenen Fillon11. Vor allem aber liegt Hamon mit 4 % 

Rückstand innerhalb der Schwankungsbreite zu Macron (und 

Fillon) und sind die WählerInnen der Linken, v.a. die Sympa-

thisantInnen Macrons und Hamons noch stark in Bewegung: 
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50 % der deklarierten UnterstützerInnen Hamons und 56 % 

der UnterstützerInnen Macrons geben an, ihre Entscheidung 

möglicherweise noch zu ändern.12 Bemerkenswert sind auch 

die erhobenen Motive für eine Wahlentscheidung: Nur 42 % 

der SympathisantInnen Macrons geben an, seine politischen 

Vorschläge seien ausschlaggebend für ihre Wahlabsichten, wo-

mit Macron Schlusslicht ist. Dafür sehen soviele Sympathi-

santInnen wie bei niemandem sonst (30 %) das Motiv, noch 

Schlechteres zu verhindern, als entscheidend. Relativ stark 

ist auch das explizit taktische Motiv ausgeprägt, er könne die 

Wahl gewinnen, während die »Kraft der Persönlichkeit« eben-

so gering ist (rund 10 %) wie bei den anderen KandidatIn-

nen.13 Nur rund 60 % der Wahlberechtigten haben derzeit vor, 

ihr Wahlrecht auszuüben,14 rund 81 % sind mit dem Wahl-

kampf unzufrieden.15 

Ein Blick auf diese Daten relativiert das mediale Bild der 

nationalen Begeisterungswelle für Macron doch ein wenig. In 

den nächsten Wochen scheint vielmehr entscheidend zu sein, 

welcher nicht-rechte Kandidat als der erfolgversprechendste 

gilt. Ein Bündnis des ps mit anderen linken Parteien könnte 

die Waagschale in Richtung Hamon verschieben, so wie sich 

eine formelle Spaltung des ps durch den rechten Parteiflügel 

zugunsten von Macron auswirken könnte. 

DAS POLITISCHE PROJEKT 

Alles in allem ist Macrons denkbarer Wahlerfolg wohl kaum 

als eine Rückkehr der »politischen Mitte« als Antwort auf den 

Rechtspopulismus zu verstehen. Macrons möglicher Einzug in 

die Stichwahl liegt an der Schwäche eines schwer angeschla-

genen konservativen Kandidaten und der dreifachen Spaltung 

des linken Lagers. Die Begeisterung der Bevölkerung ist wohl 

eher mit der Dynamik des neos-Wahlkampfs 2013, denn mit 

politischen Massenbewegungen, wie sie in den letzten Jahren 

in der Kampagne von Bernie Sanders oder bei linken Parteien 

in Südeuropa beobachtet werden konnten, vergleichbar. 

Bei seiner offiziellen Bestätigung als Sieger der linken Vor-

wahlen stichelte Hamon, Macron stehe für eine »Doktrin des 

Leoparden« und spielte damit auf den von Luchino Viscon-

ti verfilmten Roman von Giuseppe Tomasi di Lampedusa an. 

Darin schließt sich der Neffe eines sizilianischen Aristokra-

ten zum Entsetzen seines Onkels den für die Einheit Itali-

ens und soziale Reformen kämpfenden Truppen des italie-

nischen Freiheitshelden Garibaldi an. Seinem Onkel erklärt 

er die Notwendigkeit, sich als Revolutionär zu gebärden, um 

Schlimmeres – nämlich die Republik und soziale Reformen 

zu verhindern, mit den berühmten Worten: »Wenn wir wol-

len, dass alles bleibt wie es ist, dann ist nötig, dass alles sich 

verändert.« Nach diesem Vorbild handle auch Macron: »An 

der Obrfläche soll sich alles ändern, damit sich dahinter nichts 

verändert. Es sind die jungen Leoparden, die Figuren des jet-

zigen Systems, die sich durch einen geschickten Trick ganz 

plötzlich in die großen Veränderer verwandeln.« 

Tatsächlich hat Macron maßgeblich eine Regierungspo-

litik mitgestaltet, die steigende Arbeitslosigkeit nicht verhin-

dert, die Ungleichheit aber hat wachsen lassen; eine Politik, 

die den Unternehmen Milliardengeschenke gemacht hat und 

gleichzeitig das Arbeitsrecht zu Lasten der ArbeitnehmerIn-

nen flexibilisiert hat; Eine Regierungspolitik, die in Sum-

me maßgeblich zur jetzigen Misere der französischen Linken 

beigetragen und die ArbeiterInnenklasse weiter in die Arme 

des fn getrieben hat: Bei einem Umfragewert von 26 % sind 

45 % der ArbeiterInnen und 32 % der kleinen Angestellten 

pro Le Pen. Dass Freihandelsbefürworter wie der frühere eu-

Handelskommissar und langjährige Chef der Welthandelsor-

ganisation wto, Pascal Lamy, zu den Unterstützern Macrons 

zählen, wird nicht dazu beitragen, in dieser Zielgruppe ver-

stärkt Fuß zu fassen.16 Macron ist der neue Hoffnungsträger 

der französischen Liberalen und Zufluchtsort jener Linken, 

die in ihm die größte Chance sehen, einen rechten Präsi-

denten zu verhindern – dass eine solches Konglomerat des 

»kleineren Übels« eine Perspektive gegen den Vormarsch des 

Rechtsextremismus sein soll ist beim besten Willen nicht zu 

erkennen. 

DIE HERAUSFORDERUNG DER LINKEN

Wie auch in anderen Ländern steht Frankreichs sozialde-

mokratische Linke aktuell vor den Trümmern einer Politik, 

die soziale Interessen ihrer Kernschichten ignoriert und die 

Klassenstruktur der Gesellschaft geleugnet hat. Die Herausfor-

derung besteht darin, ein politisches Projekt zu formulieren, 

das unterschiedliche Teile der arbeitenden Klassen zusammen-

führt. Die Bedingungen wären, wie auch in anderen Ländern 

Europas, durchaus gegeben. Trotz Terroranschlägen und per-

manentem Ausnahmezustand sind die wichtigsten Themen 

der WählerInnen die Arbeitslosigkeit, die soziale Sicherheit 

und die Kaufkraft – und damit klassische sozialdemokrati-

sche Themen. Allerdings ist auch beim ps-Kandidat Hamon 

fraglich, inwieweit das von ihm vertretene Konzept eines be-

dingungslosen Grundeinkommens eine Versöhnung mit der 

sich im Stich gelassen fühlenden ArbeiterInnenschaft einleiten 

kann. Gleichzeitig ist Hamons Sieg in den Vorwahlen über 

DER LEOPARD VON PARIS VON LUDWIG DVOŘÁK



 ZUKUNFT | 43 

Manuel Valls ein klares Zeichen der Unzufriedenheit der lin-

ken WählerInnen mit dem Status Quo. 

Eine Fortsetzung der bisherigen Politik mit einem neuen 

modischen Anstrich kann die Öffentlichkeit einige Monate 

blenden, den politischen Vormarsch der antidemokratischen 

Rechten aber nicht stoppen – im Gegenteil: Wer an die Stel-

le echter Demokratisierung und der Beseitigung politischer 

und sozialer Privilegien die plumpe Demagogie gegen Partei-

en und parlamentarische Prozesse setzt, kommt den autoritä-

ren Tendenzen der Rechten nur entgegen.

LUDWIG DVOŘÁK 
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romms Auffassung von Aktivität und Passivität un-

terschied sich vom  herkömmlichen Begriffsver-

ständnis. Er grenzte nämlich spontanes oder produk-

tives Tätigsein scharf von Aktivität oder Geschäftigkeit 
ab. Unter produktivem Tätigsein verstand er die freie Ent-

wicklung der dem Menschen gegebenen Fähigkeiten in der 

Auseinandersetzung mit der Welt, mit den Mitmenschen und 

der nichtmenschlichen Umwelt. Produktives Tätigsein im 

Sinne Fromms hängt nicht von einem sichtbaren Ergebnis ab: 

Auch die kreative Gestaltung einer Beziehung zu einem an-

deren Menschen oder das sensible Wahrnehmen der Beson-

derheit eines Baumes sind produktiv, denn Produktivität war 

für Fromm in erster Linie eine psychologische Kategorie, die 

für eine Stärkung der Lebendigkeit stand. Demnach kannte er 

auch eine produktive Passivität, die »jedoch  selten erlebt wird«.1 

Demgegenüber steht Aktivität oder Geschäftigkeit bei 

Fromm für Ereignisabläufe, die durch innere oder äußere 

Zwänge gesteuert sind. Diese Form von Scheinaktivität ist in 

Wirklichkeit Passivität, weil sie keine Weiterentwicklung der 

Person beinhaltet. Erich Fromm charakterisierte die moderne 

Gesellschaft trotz vordergründiger Geschäftigkeit als zutiefst 

passive Gesellschaft. Den übersteigerten Konsum interpretier-

te er als Versuch, die Depressivität über unser inhaltsarmes Le-

ben erst gar nicht zu Bewusstsein kommen zu lassen.

Diese kritische Begriffsbestimmung von Aktivität und 

Passivität bildet meines Erachtens einen guten Rahmen für 

eine Kritik der heutigen Arbeits- und Konsumgesellschaft. 

Es wird von Arbeitnehmern ein hohes Maß an Geschäftig-

keit abverlangt, um im Erwerbsprozess verbleiben zu können. 

Die Entwicklung von Individualität und Reflexivität ist da-

bei kein Ziel. Für Arbeitnehmer ist es allerdings schwieriger 

geworden, Fremdbestimmung zu erkennen, da sie rhetorisch 

im Gewand der Selbstbestimmung daherkommt. In ähnlicher 

Weise schreibt der heutige Philosoph Byung- Chul Han, dass 

die »Hyperaktivität« ein »Symptom geistiger Erschöpfung« 

darstellt und in Passivität umschlägt.2  

Mit Fromm gesprochen, wäre daher mehr produktive Pas-

sivität notwendig, um aus der Geschäftigkeit auszubrechen 

und Zeiträume für spontanes, die Freiheit förderndes Tätig-

keit sein zu schaffen. Ein Problem ist allerdings, dass die Sphä-

re der Freizeit – wie der Soziologe und Gesellschaftskritiker 

Hartmut Rosa schreibt – für den Erhalt der Wettbewerbsfä-

higkeit im Erwerbsleben instrumentalisiert wird und deshalb 

keinen selbstbestimmten Gegenpol zum fremdbestimmten 

Arbeitsleben bilden kann.3  

Gegen die Frommsche Gesellschaftskritik könnte man 

einwenden, dass damit vor allem Problemlagen von Gruppen 

thematisiert werden, deren materielle Existenz relativ gesi-

chert ist,  die sich nicht vor Armut und Arbeitslosigkeit fürch-

ten müssen. Ich halte diese Einschätzung für falsch. Denn die-

se Perspektive entfaltet gerade bei  Gruppen und Individuen, 

die momentan den geringsten Entfaltungsspielraum haben, 

ihre Kraft. Prekär Beschäftigte leiden unter einem fremdbe-

stimmten, kurzfristigen Zeitregime, das ihnen den Zeitraum 

für eine langfristige individuelle Entwicklung nimmt. Kultu-

rell und materiell Deklassierte kompensieren ihren sozialen 

Ausschluss durch unkontrollierten Konsum und werden da-

für  von der Mehrheitsgesellschaft stigmatisiert. Es käme daher 

DIE BEDEUTUNG ERICH FROMMS VON MATTHIAS SPECHT-PREBANDA
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Erich Fromms
Die Theorien Erich Fromms (1900 – 1980) sind vor dem Hintergrund der Orientierungskrise der Sozialdemokratie  hochaktu-

ell. Fromm sah Parallelen im Denken von Marx und Freud, verknüpfte psychoanalytisches Denken mit Gesellschaftstheorie. 

Seine Begriffssysteme zeichnen sich durch Originalität aus, vermeiden reduktionistische Deutungen und sind trotzdem klar 

und gut verständlich.  Erich Fromm übte eine tiefgehende Kritik an der Alltagskultur moderner Gesellschaften und stellte 

dieser die Utopie eines humanistischen Sozialismus entgegen.  Eine Erkundung.
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meiner Meinung darauf an, die nach wie vor gültige Forde-

rung nach Umverteilung von Arbeitszeit und Reichtum mit 

einer Perspektive produktiven Tätigseins zu verbinden.

REBELL- ODER REVOLUTIONÄR SEIN? 

INDIVIDUUM UND POLITIK

Bereits in seiner klassischen empirischen Untersuchung über 

»Arbeiter und Angestellte am Vorabend des drittens Reichs« 

interessierte sich Fromm für einen möglichen Zusammenhang 

einen Zusammenhang zwischen  politischer Meinung und 

psychologischen Charakterstrukturen.4 Die Forschungsfrage 

lautete, inwiefern politisch links  (also sozialdemokratisch oder 

kommunistisch) wählende Arbeiter sich auch durch einen 

»revolutionären Charakter« auszeichneten. Das kritische Er-

gebnis der Untersuchung war, dass  nur bei einer Minderheit 

der Untersuchungsgruppe die politische Orientierung fest in 

einem System von Wertorientierungen verankert war. Ins-

besondere bei vordergründig unpolitischen Fragen, wie zum 

Beispiel der Frage nach körperlicher Gewalt in der Kinder-

erziehung, zeigte sich ein beträchtliches autoritäres Potential. 

Fromm und seine Kollegen zogen daraus den Schluss, dass nur 

eine Verbindung von eher oberflächlicher rational-kognitiver 

Meinung und in der Tiefe der Person verankerter emotional-

wertorientierter Einstellung eine effektive Motivation für po-

litisches Handeln bei kritischen Ereignissen bilden kann. 

Von besonderem Interesse für die heutige politische Situa-

tion ist meines Erachtens der von ihm beschriebene Typus des 

autoritären Rebellen, der durch die Ablehnung der etablierten 

Institutionen und Autoritäten gekennzeichnet ist5. Entschei-

dend waren für Fromm jedoch die Gründe für die Rebellion. 

Sie sind bei diesem Typus weniger im Streben nach produkti-

ven politischen Zielen, wie zum Beispiel Gleichheit und Ge-

rechtigkeit zu suchen, sondern vielmehr in einer Kränkung: 

Der Rebell lehnt existierende Institutionen und Autoritäten 

ab, weil er sich durch sie nicht ausreichend anerkannt sieht, 

weil er sie als schwach wahrnimmt und weil sie ihm keinen 

Schutz bieten können. Die Ablehnung existierender Autoritä-

ten geht bei diesem Typus einher mit einer Unterwerfung un-

ter neue, destruktivere Autoritäten.

Die undifferenzierte Ablehnung jeglicher Institutionen 

und Autoritäten ist ein Kennzeichen des heutigen Rechtspo-

pulismus, wodurch es notwendig  wird, die linke Kritik über-

legt von der autoritären Kritik abzugrenzen. Das generel-

le Feindbild der Rechtspopulisten sind ja Politiker (nicht die 

eigenen wohlgemerkt), während Unternehmer aller Art ten-

denziell eher bewundert werden. Trump hat sogar das Kunst-

stück zuwege gebracht, sich als Vertreter der weißen Arbei-

terschicht aufzuspielen und sein Kabinett durchwegs mit 

Superreichen zu besetzen. Für eine politische Aufklärung ist 

meines Erachtens eine genaue (Sprach-) Analyse der rechtspo-

pulistischen programmatischen Aussagen der Ausgangspunkt. 

Manchmal haben dabei »Versprecher«, wie sie Norbert Hofer 

in den Fernsehduellen mit  Alexander Van der Bellen passier-

ten, eine für das Publikum heilsame Wirkung.

Für Fromm war Revolutionär sein nicht gleichbedeutend 

mit der Teilnahme an Revolutionen, Aufständen, Demonst-

rationen etc. Als wichtigstes Kennzeichen des «revolutionären 

Charakters« definiert er die Unabhängigkeit von Prozessen der 

Unterwerfung vor Mächtigeren und Prozessen der Machtaus-

übung gegenüber Schwächeren.6 Unter Unabhängigkeit ver-

stand Fromm jedoch nicht Egozentrismus: Der revolutionäre 

Charakter zeichnet sich gleichzeitig durch eine intensive Be-

zogenheit auf die soziale und natürliche Umwelt aus.

PERSPEKTIVE HUMANISTISCHER SOZIALISMUS

Fromm stand in der Tradition der Aufklärung, nach der je-

der Mensch andere (und auch sich selbst) als Selbstzweck und 

nicht als Instrument für die andere Zwecke behandeln sollte.  

Insbesondere für Arbeiterschaft besteht nach Fromm die Ge-

fahr, vornehmlich als Instrument für andere gelebt zu werden, 

für das Bürgertum jene, durch die Anhäufung von Reichtum 

ihr eigenes Sein zu entfremden. Er kritisierte die Sozialdemo-

kratie dafür, dass sie sich an den Kapitalismus angepasst und 

hauptsächlich für ein höheres Konsumniveau der Arbeiter ein-

trat. Das Ziel der Überwindung der Entfremdung,  die Neu-

gestaltung der menschlichen Beziehungen in der Arbeitswelt 

und im Leben, wurde aus Fromms  Sichtweise aus den Augen 

verloren.7 So erscheint es nur konsequent, dass sich große Tei-

le der Arbeiterschaft von der Sozialdemokratie abwendeten, 

sobald die ständige materielle Besserstellung (aus verschiede-

nen, vielfach beschriebenen Gründen) nicht mehr gewähr-

leistet wurde. Diesen Fehlentwicklungen in der sozialistischen 

Bewegung hielt Fromm eine Besinnung auf das Marx‘sche 

Ideal einer ganzheitlichen Entwicklung des Individuums ent-

gegen. Die besten Bedingungen für die Verwirklichung dieses 

Ideals sah er in einer demokratisch-sozialistischen, möglichst 

dezentral organisierten Gesellschaftsordnung.  

MATTHIAS SPECHT-PREBANDA 

hat in Wien Soziologie studiert und lebt und arbeitet in Linz.
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Hilfsbereitschaft und Solidarität stehen 
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William Hamilton auseinandersetzen. Seine schärfste Kritik 
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Michael Lewis 
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Begründer der Verhaltensökonomie stell-

ten mit ihrer gemeinsamen Forschung 

unsere Annahmen über Entscheidungs-

prozesse völlig auf den Kopf. Michael 

Lewis entspinnt entlang dieser Forscher eine Geschichte über 

Denken in unkalkulierbaren Situationen. 

campus, 359 Seiten, 25,70 Euro 

Christian Baron 
PROLETEN, PÖBEL, PARASITEN 
 

Christian Baron spricht aus eigener 

Erfahrung: Als Kind der Unterschicht 

– der Erste in seiner Familie mit Abitur 

– dringt er in die akademische Welt und 

schließlich in linksliberale Kreise vor. In 

seinem Buch analysiert er anhand vieler 

Beispiele, wie tief verwurzelt soziale Diskriminierung in 

unserer Gesellschaft quer durch alle politischen Lager ist und 

welche Folgen sie hat. 
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Adriaan van Dis 

DAS VERBORGENE LEBEN   

MEINER MUTTER 
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ELEFANT 

 

Ein Wesen, das die Menschen verzau-
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möchte daraus eine weltweite Sensation machen. Allerdings 

wurde es ihm entwendet. 

diogenes, 352 Seiten, 24,70 Euro 

Ottessa Moshfegh 

MCGLUE 

 

Aus dem Amerikanischen von Anke 

Caroline Burger. Salem, Massachusetts, 

1851. Der Seemann McGlue ist schwe-

rer Trinker und sitzt im Gefängnis. Ihm 

wird vorgeworfen, vor Sansibar seinen 

besten Freund Johnson ermordet zu 

haben. Nur kann er sich an nichts erinnern. Was daran liegt, 

dass sein Schädel gespalten ist, seitdem er vor Monaten aus 

einem fahrenden Zug gesprungen ist.

verlag liebeskind, 144 Seiten, 16,50 Euro 

 

Peter Henisch 

SUCHBILD MIT KATZE 

 

Das Träumen ist eine Eigenschaft, die 

sich der Schriftsteller Peter Henisch 

bewahrt hat, und bis heute ist er auch 

ein Katzenfreund geblieben. Die Katzen, 

die sein Leben begleitet haben, und die 

Fenster, aus denen er die Welt betrachtet 

hat, bilden den Rahmen für diese Autobiografie. Ein Kind 

lehnt am Fenster, neben ihm, auf dem Fensterbrett, sitzt eine 

Katze. Sie ist die erste in seinem Leben. 

deuticke, 208 Seiten, 20,- Euro 

Anna Kim 
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dem Zusammenbruch, seit Wochen geht die Bevölkerung 

gegen den autokratischen Präsidenten Rhee auf die Straße.

suhrkamp, 558 Seiten, 24,70 Euro  

Beate Teresa Hanika 

DAS MARILLENMÄDCHEN 

 

Ein Marillenbaum in einem alten Wie-

ner Garten. Seit ihrer Kindheit in den 

1940er Jahren kocht Elisabetta jeden 

Sommer Marmelade ein. Und jedes 

Mal, wenn sie ein Glas aus dem alten 

Kellerregal in die Hand nimmt, es öffnet 

und den süßen Duft einatmet, erinnert sie sich an ihr Leben, 

an ihre in Dachau ermordete Familie, an ihre große Liebe 

Franz, an ihre Tochter Esther und ihre Enkelin Rahel.  

btb, 256 Seiten, 20,60 Euro  
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PIPILOTTI 
RISTKUNSTHALLE KREMS

Waldheim – 

wie es wirklich war

Interview mit Georg Tidl

Tunesien – Demokratie 

braucht sozialen Fortschritt

Muna Duzdar

100 Jahre 

Josef Hindels

Erwin Lanc

Mauern an den Grenzen führen 

zu Mauern in den Köpfen

Nurten Yılmaz

2/2016
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AUGEN AUF! 
100 JAHRE LEICA FOTOGRAFIE
WestLicht / Ostlicht

Höchste Zeit für 

Schritte nach vorn

Caspar Einem

Das Trennbankensystem 

der USA – eine Alternative?

Josef Falkinger

Busbahnhof, Flughafen 

und Fußball-WM

Bernhard Leubolt

Ist Deutschland das 

bessere Österreich?

Markus Marterbauer

7&8/2015
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HyperAmerika
Kunsthaus Graz

Bildung 

fortschrittlich denken

Gabriele Heinisch-Hosek

Geldregen aus 

dem Helikopter

Elisabeth Blaha

Das Europa 

der Zukunft

Wolfgang Edelmüller

Mindestsicherung – 

nur für InländerInnen?

Marko Miloradović

3/2016
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LE
N

TO
S

 

D
IE

 S
A

M
M

LU
N

G

Tanzt 

den Corbyn!

Ludwig Dvořák

Europe 

no more?

Wolfgang Edelmüller

Britische Gewerkschaften: 

Von Pro-EU zu Pro-Lexit?

Sandra Breiteneder

Recht – 

Familie – Ehe

Helga Hieden-Sommer

9/2015
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WORLD PRESS 
PHOTO 15 
GALERIE WESTLICHT

Mit den Tabus der 

Linken brechen

Slavoj Žižek

»Dem Terror nicht beugen« – 

das Nittel-Attentat

Thomas Riegler

Aushöhlung von Rechten 

für Flüchtlinge

Leila Hadj-Abdou

Neoliberaler Feldzug auf Gewerk-

schaftsrechte im Schatten der Krise 

W. Greif & S. Breiteneder

4/2016
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 Alles neu!
 100 Jahre  

 Frankfurter 
 Schule

 Museum für 
 angewandte 

 Kunst

Die Quote 

der Glaubwürdigkeit 

Sonja Ablinger 

Debatten um Straßennamen sind auch 

ein demokratiepolitischer Lackmustest 

Interview mit Oliver Rathkolb

Steueroasen: 

Wo Vermögen parken 

Stefan Brocza und Andreas Brocza

Zukunft 

Rauchverbot  

Sabine Oberhauser

11/2014
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JEFF WALL 
KUNSTHAUS BREGENZ

Ein Blick in  

den Spiegel 

Stephan Schimanowa 

Vom System 

zur Alternative 

Max Lercher

Zu Arbeitsbegriff und 

Einkommensunterschieden 

Max Lercher

Das Erste Österreichische 

Universalmietrechtsgesetz 

Ruth Becher

12/2014
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SCHAULUST 
DIE EROTISCHE 
FOTOGRAFIE VON 
ALFONS WALDE
FOTOMUSEUM   WESTLICHT

Neustart für 

Europa? 

Ulrich Brand 

Was will 

SYRIZA?

Euclid Tsakalotos

Zum Kern 

des Problems 

Ludwig Dvořák

Die Entzauberung religiös-politischer 

Parteien in der arabischen Welt

Muna Duzdar

1/2015
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PEGIDA, AfD und die 

politische Kultur in Sachsen 

Michael Lühmann 

Österreichs 

kalte Krieger

Thomas Riegler

Wie die europäische Sozial demokratie 

Griechenland und dabei sich selber helfen kann

Markus Marterbauer

Keine Angst vor 

der eigenen Courage

Muna Duzdar

2/2015
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ROMANE THANA.
ORTE DER ROMA UND SINTI

WIEN MUSEUM

Wird das Bildungsversprechen 

eingelöst? 

Vanessa Kinz, Nikolaus Ecker 
und Senad Lacevic

Oberösterreich 

ist anders

Josef Weidenholzer

Anmerkungen nach 

der Wien-Wahl

Caspar Einem

»Meinen Körper in 

den Kampf werfen«

Thomas Riegler

10/2015
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STEIERMARK IM BLICK 
UNIVERSALMUSEUM JOANNEUM

Steuerreform: Weichen in Richtung 

künftige Kürzungspolitik

Elisabeth Klatzer

Von Wählerparteien zu Kümmerer- 

und Bewegungsparteien?

Jens Gmeiner und Matthias Micus

Wie Griechenland aus der Staatsschulden-

falle befreit werden kann

Wolfgang Edelmüller

3/2015
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DIE ACHZIGER JAHRE
MUSA

Solidarität statt 

Ausgrenzung 

Laura Schoch

EU in 

Auflösung?

Albrecht von Lucke

Argentinische Vergangen-

heitspolitik am Scheideweg

Georg Krizmanics

Zum Erfolg der Programm- 

länder des Euroraums

Elisabeth Blaha

11/2015
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LIEBE IN ZEITEN 
DER REVOLUTION
BANK AUSTRIA KUNSTFORUM WIEN

Was will Varoufakis 

eigentlich?

Philipp Metzger

Wahlen in 

Großbritannien

Armin Puller

Die Vereinbarkeit von 

Islam und Moderne

Muna Duzdar

Budgetziel erreicht, auf die Bekämpfung 

der Rekord arbeitslosigkeit vergessen

Markus Marterbauer

4/2015
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MYTHOS GALIZIEN
WIEN MUSEUM

Hoffnung ist der Treibstoff 

des Fortschritts 

Barbara Blaha

Hillary – 

what else?

Grössing & Brocza

Politische Kommunikation 

im Wiener Jugendwahlkampf

Bernhard Heinzlmaier

Unternehmerstimmung: Nur dunkel-

trüb oder schon blau-schwarz?

Markus Marterbauer

12/2015
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Margot Pilz
Meilensteine 
MUSA


